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B. Ministerium für Inneres und Sport

Laufbahnbefähigung nach den Vorschriften 
eines anderen Landes oder des Bundes; 

Zuordnung der Laufbahnbefähigung zu der Fachrichtung 
Allgemeine Dienste gemäß § 43 Abs. 4 NLVO

RdErl. d. MI v. 13. 12. 2021 — Z 2.31-03111/2.43 —

— VORIS 20411 —

1. Gemäß § 43 Abs. 4 NLVO wird der Fachrichtung Allge-
meine Dienste die nach den Vorschriften eines anderen Landes
oder des Bundes erworbene Befähigung für eine der folgenden
Laufbahnen zugeordnet:
a) Laufbahnen der Fachrichtung Allgemeine Dienste, 
b) Laufbahnen des nichttechnischen Verwaltungsdienstes mit

Ausnahme der Laufbahnen der Steuerverwaltung, des Jus-
tizdienstes und des Verwaltungsdienstes bei Justizvollzugs-
anstalten,

c) Laufbahnen der Informations- und Kommunikationstechnik,
d) Laufbahnen des statistischen Dienstes,
e) Laufbahnen des stenografischen Dienstes,
f) Laufbahnen des Archivdienstes,
g) Laufbahnen des nichttechnischen Postdienstes, des nicht-

technischen Fernmeldedienstes oder des Post- und Fern-
meldedienstes bei der Deutschen Telekom AG (bzw. bei der
Deutschen Bundespost),

h) Laufbahnen des Wirtschaftsverwaltungsdienstes, sofern die
Befähigung auf Grundlage eines in den Nummern 12 oder 13
der Anlage 4 zu § 25 NLVO genannten Hochschulstudien-
gangs erworben wurde.

2. Soll eine Laufbahnbefähigung für eine nicht in Nummer 1
genannte Laufbahn der Fachrichtung Allgemeine Dienste zu-
geordnet werden, entscheidet MI auf Antrag der Stelle des
aufnehmenden Dienstherrn, die für eine Ernennung zuständig
wäre.
3. Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2027 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung,
Region Hannover, Landkreise, Gemeinden und sonstigen Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1932

C. Finanzministerium

Dienstwohnungsrecht;
Entgelt bei Anschluss der Heizung

an dienstliche Versorgungsleitungen

RdErl. d. MF v. 9. 12. 2021
— VD3 03023/001/17/01 —

— VORIS 20441 —

Bezug: RdErl. v. 16. 12. 2020 (Nds. MBl. 2021 S. 3)
— VORIS 20441 —

1. Mit RdSchr. vom 9. 12. 2021 — Z B 1-P 1532/15/10003:007
— hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die für den
Abrechnungszeitraum vom 1. 7. 2020 bis 30. 6. 2021 zur end-
gültigen Berechnung des Heizkostenentgelts maßgebenden
Beträge je Quadratmeter der zu berücksichtigenden beheizba-
ren Wohnfläche wie folgt bekannt gegeben:
a) Fossile Brennstoffe 9,32 EUR,
b) Fernwärme und übrige Heizungsarten 12,25 EUR.

Das RdSchr. des BMF wird auf der Internetseite des BMF
(www.bundesfinanzministerium.de) veröffentlicht (Stichwort-
suche z. B. mit den Begriffen „Heizkosten“ oder „DWV“).
2. Dieser RdErl. tritt am 23. 12. 2021 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2023 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 22. 12. 2021 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und die der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1932

Richtlinie zur Haushaltsführung (HFR)

RdErl. d. MF v. 17. 12. 2021 — 17-040 31 —

— VORIS 64100 —

Bezug: a) RdErl. v. 10. 12. 2019 (Nds. MBl. S. 1825)
— VORIS 64100 —

b) Gem. RdErl. d. MI, d. StK u. d. übr. Min. v. 25. 11. 1992
(Nds. MBl. 1993 S. 93), zuletzt geändert durch
Gem. RdErl. v. 1. 9. 2009 (Nds. MBl. S. 871)
— VORIS 20411 01 00 00 034 —

c) RdErl. v. 1. 7. 2017 (Nds. MBl. S. 825)
— VORIS 64100 —

d) Beschl. d. LReg v. 1. 4. 2014 (Nds. MBl. S. 330)
— VORIS 20480 —

e) RdErl. v. 9. 12. 2020 (Nds. MBl. S. 1645)
— VORIS 64100 —
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9.2 Verpflichtungsermächtigungen 
9.2.1 Über- oder außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen

ohne Barmittelansatz
9.2.2 Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen mit Barmit-

telansatz
9.2.3 Verpflichtungsermächtigungen zulasten übertragbarer Ausgaben
10. Allgemeine Einwilligungen zur Leistung über- oder außerplan-

mäßiger Ausgaben
11. Außerplanmäßige Kapitel, Titel, Titelgruppen und Haushalts-

vermerke
12. Erhebung von Einnahmen
13. Erstattungen
14. Kleinbeträge
15. Haushaltstechnische Verrechnungen/interne Verrechnungen
16. Verwahrungen und Vorschüsse, noch nicht ausgeführte Kas-

senanordnungen sowie offene Posten
17. Budgetierung gemäß § 17 a LHO, andere neue Steuerungsin-

strumente und Landesbetriebe
18. Personalausgaben
19. Reisekosten
20. Zuwendungen
21. Verstöße gegen Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und Rech-

nungswesens
22. Schlussbestimmungen

1. Allgemeine Hinweise
Die Haushaltsführung richtet sich insbesondere nach dem

HGrG, der LHO, den VV-LHO, den Verwaltungsvorschriften
zur Haushaltssystematik des Landes Niedersachsen (VV-HNds),
dem HG einschließlich der Allgemeinen Bestimmungen zu den
Personalausgaben, der Richtlinie für die Haushaltsführung im
personalwirtschaftlichen Bereich (HFRPers — Bezugserlass zu e)
in der jeweils geltenden Fassung sowie nach dieser Richtlinie.

Nachfolgende Regelungen gelten auch für Sondervermögen
des Landes. Soweit keine Spezialregelungen bestehen, sind die
Vorschriften auch für Landesbetriebe anzuwenden. 

2. Beauftragte für den Haushalt (BfdH)

2.1 Bestellung 
Die Bestellung von BfdH gemäß VV Nummer 1 zu § 9 LHO

ist zu dokumentieren und im Geschäftsverteilungsplan auszu-
weisen. Dies gilt auch für eine ebenso bestellte Stellvertretung.

2.2 Verantwortlichkeiten 
Die BfdH sind verantwortlich für die ordnungsgemäße Be-

wirtschaftung der Haushaltsmittel und für die Ordnungsmä-
ßigkeit der Buchführung in der Dienststelle. Dies gilt insbe-
sondere für 
a) die Buchführung über Forderungen und Verbindlichkeiten

aufgrund elektronischer Kassenanordnungen (u. a. fälligkeits-
gerechte Anordnung von Auszahlungen, Erhebung und
Einziehung von Einnahmen, rechtzeitige und vollständige
Freigabe von Auszahlungsstapeln, Einhaltung des Verrech-
nungsgebots bei landesinternem Forderungsausgleich so-
wie Bearbeitung der Abschläge), 

b) die Mittelverteilung, 
c) die Abwicklung der dienststellenbezogenen Verwahr- und

Vorschussbuchungen, 
d) die regelmäßige Prüfung von noch nicht ausgeführten Kas-

senanordnungen und internen Aufträgen sowie
e) die Abwicklung offener Posten. 

Die Verantwortlichkeit erstreckt sich neben dem Kernhaus-
halt und den Extrahaushalten (z. B. Landesbetriebe, Sonder-
vermögen) auch auf eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung
von Buchungsstellen, die nur kassenmäßig abgebildet werden,
z. B. Selbstbewirtschaftungsmittel gemäß § 15 Abs. 2 LHO.

2.3 Rollen- und Rechteverwaltung 
Die BfdH haben entsprechend der Dokumentationen über

die Rollen- und Rechteverwaltung den verantwortlichen und
befugten Personen Benutzerrollen im Haushaltswirtschaftssys-
tem (HWS) zuzuweisen. Die Berechtigungen sind in regelmä-
ßigen Abständen (mindestens einmal jährlich) auf ihr weite-
res Erfordernis zu überprüfen.

Die BfdH-Funktion im Haushaltsvollzugssystem (HVS) ist
in den Stammdaten der Dienststelle zu hinterlegen. 

3. Vorläufige Haushaltsführung

Bis zur Erteilung der Bewirtschaftungsermächtigung durch
das MF (Nummer 4.1.1) oder bis zur Verteilung der Haus-
haltsmittel auf nachgeordnete Dienststellen durch die obers-
ten Landesbehörden (Nummer 4.1.2) sind die Regelungen der
vorläufigen Haushaltsführung nach Artikel 66 der Nieder-
sächsischen Verfassung analog anzuwenden. 

4. Verteilung der Haushaltsmittel und Haushaltsreste

4.1 Verteilung der Haushaltsmittel (§ 34 LHO)

4.1.1 Nach Feststellung des Haushaltsplans durch das HG
verteilt das MF die freigegebenen Einnahmen, Ausgaben und
Verpflichtungsermächtigungen (VE) auf die BfdH-Ebene der
obersten Landesbehörden (Mittel bewirtschaftende Stelle [MbSt]
„000010“).

VE ab einem Ablaufbetrag von 1 Mio. EUR verbleiben auf
der — nur vom MF — zu bewirtschaftenden MbSt „000000“
und werden automatisiert gesperrt. 

Die für die obersten Landesbehörden maßgebenden Einzel-
pläne mit der Übersicht über das Beschäftigungsvolumen
(BV), das Budget und die Stellen (BBS) stehen im Haushalts-
planungssystem (HPS) als Druckdokument bereit. 

Mit der Bereitstellung der Einnahmen, Ausgaben und VE
auf der BfdH-Ebene ist den obersten Landesbehörden die Er-
mächtigung zur Bewirtschaftung nach VV Nr. 1.1 zu § 34
LHO und § 34 Abs. 4 LHO erteilt.

4.1.2 Die obersten Landesbehörden und die nachgeordneten
Dienststellen verteilen die Haushaltsmittel, soweit sie diese
nicht selbst bewirtschaften, auf andere oberste Landesbehör-
den oder auf die für die Bewirtschaftung vorgesehenen Dienst-
stellen, indem sie die Einnahmen, Ausgaben und VE im Haus-
haltsführungssystem (HFS) oder HVS bereitstellen und eine
Zusammenstellung der für sie maßgebenden Einnahmen,
Ausgaben und VE, getrennt nach den einzelnen Titeln des
Haushaltsplans, sowie der für sie bestimmten BV und Stellen
übersenden.

Mit der Bereitstellung der Einnahmen, Ausgaben und VE
und der Übersendung der Zusammenstellung ist die Ermäch-
tigung zur Bewirtschaftung nach den VV Nrn. 1.2 und 1.3 zu
§ 34 LHO erteilt. 

Sofern das NLBV die Personalausgaben dienststellengenau
verbucht, sind die Mittel für Personalausgaben an die nachge-
ordneten Dienststellen zu verteilen. 

Die obersten Landesbehörden dürfen die durch Gesetz oder
im Haushaltsplan gesperrten Ausgaben — einschließlich BV
und Stellen — nicht verteilen (§ 36 LHO). Bei haushaltswirt-
schaftlichen Sperren nach § 41 LHO haben die obersten Lan-
desbehörden die entsprechenden Haushaltsmittel zurückzu-
ziehen. 

4.1.3 Die umgehende Mittelverteilung über alle Bewirtschaf-
tungsebenen ist unabdingbare Voraussetzung für eine sachge-
rechte Bewirtschaftung. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die
Mittel nach § 34 LHO an die nachgeordneten Behörden recht-
zeitig vor dem Einschalten der Mittelkontrolle verteilt werden.

4.1.4 Einnahmeansätze der Korrespondenzvermerke (KV)
KV 3 (Mehreinnahmen für Mehrausgaben) und KV 4 (Mehr-/
Mindereinnahmen für Mehr-/Minderausgaben) sind zwin-
gend auf die für die Ausgaben zuständige MbSt zu verteilen.
Eine Nichtverteilung kann zu Haushaltsüberschreitungen
führen, die in Anlage I zur Haushaltsrechnung als unzulässig
nachzuweisen sind. 

4.1.5 Schriftlich verfügte Bewirtschaftungsermächtigungen
oder -einschränkungen sind für die bewirtschaftenden Dienst-
stellen verbindlich. 

Die technische Haushaltsmittelverteilung muss der schrift-
lichen Mittelverteilung entsprechen. In ein bei Bedarf abwan-
delbares, jedoch übersichtlich zu gestaltendes Schema sind
mindestens folgende Angaben aufzunehmen:
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4.1.6 Die Nummern 4.1.1 bis 4.1.5 gelten auch für Nachträge
zum Haushaltsplan. 

4.2 Verteilung der Haushaltsreste (§ 45 LHO)

Dienststellen, die Ausgabereste bewirtschaften, müssen für
Ausgabereste eine — nach den Haushaltsjahren ihrer Entste-
hung getrennte — „Reste-MbSt“ einrichten. Dies gilt auch für
Ausgabereste, die bei den obersten Landesbehörden zur Be-
wirtschaftung verbleiben. 

Ausgenommen sind Ausgabereste bei Titeln: 

— mit dem KV 1,

— mit dem Finanzplanungskennzeichen 7 (Lotto-/Totomittel),

— mit dem Finanzplanungskennzeichen 9 (Spielbankmittel)
oder

— in einem Bereichsbudget gemäß § 17 a LHO.

Die „Reste-MbSt“ setzt sich aus der Dienststellennummer
und der Kennzeichnung „HR + Hj.“ zusammen (z. B. für ei-
nen Rest aus dem Haushaltsjahr 2021: XXXXX-HR21). Wird
bei einer Mittel bewirtschaftenden Dienststelle die Einrich-
tung mehrerer „Reste-MbSt“ erforderlich, ist die Kennzeich-
nung wie folgt zu erfassen: XXXXXAHR21, XXXXXBHR21,
XXXXXCHR21. 

Die Mittel stehen nach ihrer Freigabe auf der 000010-Ebene
zur Verfügung. Die obersten Landesbehörden verteilen Ausga-
bereste, die sie nicht selbst bewirtschaften, im HFS/HVS auf
andere oberste Landesbehörden oder auf die ihnen unmittel-
bar nachgeordneten Dienststellen. Dabei sind die Ausgabe-
reste getrennt nach den Haushaltsjahren ihrer Entstehung auf
die „Reste-MbSt“ zu verteilen.

Auf einer „Reste-MbSt“ sind nur Auszahlungen zu buchen,
für die Ausgabereste gebildet und übertragen wurden. 

Die Einrichtung einer „Reste-MbSt“ für Einnahmereste ist
nicht erforderlich. 

5. Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

5.1 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

Bei der Mittelbewirtschaftung sind insbesondere die §§ 6
und 7 LHO zu beachten. Ausgabeansätze einschließlich BV
und Stellen sind keine Verpflichtung zur Leistung von Ausga-
ben, sondern — soweit verfügbar (vgl. z. B. Haushaltssperre)
— die obere Grenze der Ermächtigung, bis zu der Ausgaben
zur Erfüllung einer Aufgabe geleistet werden dürfen. 

Bei der Umsetzung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit ist ein strenger Maßstab anzulegen. Für Maß-
nahmen von finanzieller Bedeutung sind angemessene Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen (§ 7 Abs. 2 LHO).
Dies gilt auch für die Gründung oder Umorganisation von Be-
hörden, wenn die in den VV zu § 7 LHO festgelegte Wertgrenze
von 5 000 EUR mittelbar oder unmittelbar überschritten wird.

5.2 Erfassung im Haushaltsführungssystem (HFS)
Die obersten Landesbehörden haben dafür Sorge zu tragen,

dass über- oder außerplanmäßige Mittel und VE gemäß den
§§ 37 und 38 LHO sowie nach § 50 LHO umgesetzte Beträge
im HFS auf die 000010-Ebene oder ggf. direkt auf eine nachge-
ordnete MbSt gebucht werden. 

5.3 Umsetzungen nach § 50 LHO

Die Umsetzung von Haushaltsmitteln und Beschäftigungs-
möglichkeiten/Stellen nach § 50 LHO ist von den obersten
Landesbehörden formlos beim MF zu beantragen. Die daraus
resultierende Mittelumsetzung ist im HFS vorzunehmen. 

Bei Umsetzungen von Beschäftigungsmöglichkeiten/Stellen
übersenden die MF-Haushaltsreferate eine Durchschrift der
Einwilligung zusammen mit der Veränderungsanzeige zu BV/
Budget/Stellen an das für die Datenpflege in „Puma“ zuständige
Referat des MF. 

5.4 Maßnahmen von finanzieller Bedeutung
Eine „Maßnahme von finanzieller Bedeutung“ nach § 40

Abs. 1 LHO liegt vor, wenn die finanziellen Auswirkungen mehr
als 250 000 EUR je Jahr betragen. 

Über- oder außertarifliche Leistungen (z. B. außertarifliche
Eingruppierungen) an Landesbedienstete sowie Fälle der VV
Nr. 14.1 zu § 44 LHO bedürfen stets der Einwilligung des MF.
Die Vorschriften des § 37 LHO bleiben unberührt. 

5.5 Bildung von Haushaltsresten
Bei der Bildung von Haushaltsresten und für die Inanspruch-

nahme nicht ausgeschöpfter Ausgabeermächtigungen sind er-
gänzende Hinweise des MF zu beachten. 

5.6 Öffentliche Ausschreibung (§ 55 LHO)
5.6.1 Grundsätzliches

Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leis-
tungen muss grundsätzlich ein wettbewerbliches, transparen-
tes und nicht diskriminierendes Verfahren vorausgehen. Die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Verhältnismäßigkeit
sind zu wahren und die einschlägigen Vergabevorschriften zu
beachten. 

Die aktuell geltenden Vergabevorschriften (z. B. über die
Höhe der EU-Schwellenwerte) und vertiefende Informationen
rund um das Vergaberecht sind auf der Internetseite des MW
unter www.mw.niedersachsen.de (Pfad: Aufsicht und Recht
w Öffentliche Aufträge) veröffentlicht. 

Landesvergabegesetzliche Regelungen sind zusätzlich ab-
rufbar unter www.mw.niedersachsen.de (Pfad: Aufsicht und
Recht w Servicestelle zum NTVergG). 
5.6.2 Antikorruptionsrichtlinie

Da insbesondere der Arbeitsbereich der Auftragsvergaben
als korruptionsgefährdet anzusehen ist, sind die für alle Be-
hörden und Einrichtungen des Landes sowie für Landesbetriebe
geltenden Bestimmungen der Antikorruptionsrichtlinie (siehe
Bezugsbeschluss zu d) zu beachten. 
5.6.3 Sachverständigenleistungen

Bei der Vergabe, der Vertragsgestaltung und der Abnahme
von Sachverständigenleistungen ist sicherzustellen, dass die
Bestimmungen der LHO, die maßgeblichen Vergabevorschrif-
ten sowie die Grundsätze für Gutachten- und Beraterverträge
gemäß der Anlage zu VV Nr. 3.1 zu § 55 LHO beachtet werden.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Sachver-
ständigenleistungen nur in Auftrag gegeben werden dürfen,
wenn sie zur Aufgabenerfüllung des Landes zwingend erfor-
derlich sind, der Einsatz von eigenem Personal hierfür nicht
möglich ist und die erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfü-
gung stehen. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit ist strikt zu beachten. 
5.6.4 Zentrale Beschaffungsstellen

Bei Beschaffungen von Waren und Dienstleistungen sind die
zentralen Beschaffungsstellen nach Maßgabe der Beschaffungs-
ordnungen zu nutzen. Zentrale Beschaffungsstellen sind:
— das LZN,
— der IT.N,
— das NLBL,
— das LGLN und
— die NLStBV mit dem nachgeordneten Geschäftsbereich.

5.7 Veräußerung und Übertragung von Vermögenswerten 
Bauunterhaltungsmaßnahmen nach Abschnitt C der RLBau

in landeseigenen Liegenschaften sind grundsätzlich auf das
unbedingt notwendige Maß zu beschränken, wenn bekannt
wird, dass eine Veräußerung durch das Land angestrebt wird. 

Bei Maßnahmen der Landesverwaltung, die darauf abzie-
len, Vermögenswerte des Landes i. S. des § 64 LHO durch ge-
setzliche oder vertragliche Regelung an Dritte zu übertragen,
ist das NLBL bereits in der Planungsphase zu beteiligen. 

5.8 Gesellschaften und Stiftungen
Für die Gründung von Gesellschaften und Stiftungen des

bürgerlichen Rechts durch juristische Personen des öffentli-

Titel Betrag der
Zuweisung

EUR

Betrag der
Zurückziehung

EUR

Insgesamt zugewiesene
Haushaltsmittel

EUR
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chen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen und
vom Land ganz oder überwiegend finanziert werden, ist die
Unterrichtung des LT vorzusehen. Satz 1 gilt auch für wesent-
liche finanzielle Transaktionen oder Garantien zugunsten die-
ser Einrichtungen. 

Die für die Aufsicht über die juristische Person des öffentli-
chen Rechts zuständige oberste Landesbehörde hat eine zeit-
nahe Unterrichtung des Ausschusses für Haushalt und Finan-
zen sicherzustellen. 

5.9 Erstattungen für Versorgung und die Landesunfallkasse
Erstattungen von Stiftungen für Versorgungsanteile und

von Landesbetrieben für Versorgung und die Landesunfall-
kasse sind entsprechend der Veranschlagung pauschal bis zum
30. September des jeweiligen Haushaltsjahres an den Einzel-
plan 13 vorzunehmen, soweit nicht andere Regelungen getrof-
fen wurden. Die Ressorts haben die Vollständigkeit der Ab-
führungen zu überwachen. 

5.10 Beschaffung von Sehhilfen
Ausgaben für die Beschaffung von Sehhilfen, die ausschließ-

lich für die Tätigkeit an Bildschirmgeräten erforderlich sind,
sind beim Titel 443 01 (Fürsorgeleistungen) nachzuweisen. 

5.11 Neuordnung der Umsatzbesteuerung durch § 2 b UStG
Die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand wurde durch

Einführung des § 2 b UStG umfassend neu geregelt. Die Vor-
schrift des § 2 b UStG ist zum 1. 1. 2023 zwingend anzuwen-
den, sodass bis spätestens dahin sämtliche Tätigkeitsbereiche
der Kernverwaltung, Landesbetriebe und Sondervermögen
hinsichtlich der Auswirkungen durch die Neuregelung zu
überprüfen sind. 

Werden Leistungen erbracht, die der Umsatzsteuer unterlie-
gen, ist Sorge dafür zu tragen, dass für die darauf abzuführen-
de Umsatzsteuer eine Ausgabeermächtigung besteht. 

Bei der vertraglichen Gestaltung ist zudem darauf zu achten,
dass die Umsatzsteuer zusätzlich erhoben werden kann (sog.
Nettovereinbarung). 

6. Einschränkungen bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

6.1 Korrespondenzvermerke (KV)
Einnahmen verstärken über einen KV nur die Ausgabeer-

mächtigung des Titels (oder der Titelgruppe oder des Kapitels),
bei dem er ausgebracht ist. Eine Weiterleitung der Einnahmen
in einen (weiteren) Deckungskreis ist unzulässig. 

6.2 Zweckgebundene Einnahmen
Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen (KV 1) dürfen

im Zeitpunkt der Verausgabung nur bis zur Höhe der tatsäch-
lich eingegangenen Einnahmen (Ist-Einnahmen) geleistet wer-
den.

Ausgenommen sind Drittmittel, die aus einem öffentlichen
Haushalt gezahlt werden. Hier darf die Ausgabe bereits vor
Eingang der Ist-Einnahme geleistet werden, wenn
6.2.1 eine Verpflichtung zur Zahlung besteht,
6.2.2 eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung die

vorzeitige Zahlung gebietet, 
6.2.3 der Drittmittelgeber durch entsprechenden Anerken-

nungsbescheid die Kostenerstattung bereits rechtsver-
bindlich zugesagt hat oder

6.2.4 der Drittmittelgeber die Leistung aufgrund gesetzlicher
Vorschriften erstatten muss. 

Um ein Ausschalten der Mittelkontrolle zu vermeiden, ist
im Stammdatenbereich des Korrespondenzkreises durch das
MF die Einstellung „Anordnung zählt als Einnahme“ und sei-
tens der Mittel bewirtschaftenden Dienststelle die Erstellung
und Freigabe einer Annahmeanordnung im HVS zwingend
vorzunehmen. 

Geht die Einnahme nicht mehr im laufenden Haushaltsjahr
ein, ist in der Haushaltsrechnung ein Einnahmerest nachzu-
weisen. Soweit diese Einnahmen im folgenden Haushaltsjahr
eingehen, dürfen sie nicht noch einmal zur Leistung von Aus-
gaben verwendet werden (Verbot der Doppelverausgabung). 

Drittmittel in diesem Sinne sind u. a. auch Mittel der EU,
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der Volkswa-
gen-Stiftung sowie Mittel aus zweckgebundenen Einnahmen
von Betreibern der niedersächsischen Kernkraftwerke. 

Sind für denselben Förderbereich sowohl Landesmittel als
auch Mittel aus zweckgebundenen Einnahmen (z. B. Toto-/
Lottomittel) veranschlagt, dürfen Landesmittel erst in Anspruch
genommen werden, wenn über die zweckgebundenen Ein-
nahmen im Rahmen der Zulässigkeit voll verfügt wurde. 

6.3 Verpflichtungsermächtigungen 
Ausgaben, die zur Deckung von VE veranschlagt sind, dür-

fen nur geleistet werden, soweit die VE gemäß § 38 Abs. 2
LHO in einem der Vorjahre freigegeben wurde und Verpflich-
tungen für den beantragten Zweck eingegangen wurden, die
im laufenden Haushaltsjahr zu erfüllen sind. 

Wurde im Vorjahr keine Verpflichtung eingegangen, ob-
wohl die Freigabe nach § 38 Abs. 2 LHO vorgelegen hat, darf
über die Barmittel für diesen Zweck verfügt werden. Liegt keine
Freigabe vor, sind die Barmittel gesperrt; dies gilt nicht für
Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen. 

6.4 Ausgaben für gemeinsam finanzierte Aufgaben
Ausgaben für gemeinsam finanzierte Aufgaben dürfen nur

geleistet werden, soweit dies zur Bindung freigegebener Mittel
Dritter erforderlich ist. Als gemeinsame Finanzierungen sind
neben Gemeinschaftsaufgaben nach den Artikeln 91 a und 91 b
GG alle Aufgaben anzusehen, an deren Finanzierung sich —
neben dem Land — Dritte beteiligen. Auf die Bezeichnung der
Finanzierungsbeteiligung (z. B. Komplementärmittel) kommt
es dabei nicht an. 

Verringert der Dritte seine Mittel, sind die Landesmittel im
selben Verhältnis zu kürzen. Die auf die Kürzung entfallenden
Ausgabeermächtigungen sind gesperrt. 

6.5 Verfügungsmittel (Gruppe 529)
6.5.1 Die im Kapitel 1302 Titel 529 14 zentral veranschlag-
ten personengebundenen Verfügungsmittel sind bei dem im
jeweiligen Kapitel ausgebrachten Leertitel zu verausgaben.
Die Ermächtigung zur Umsetzung und die Aufteilung des An-
satzes sind in den Erläuterungen zu Kapitel 1302 Titel 529 14
abgedruckt.

Die Mittel werden im HFS analog zu § 50 LHO technisch
umgesetzt. Hierfür ist dem MF bis zum 1. Mai eines jeden Jah-
res die Haushaltsstelle und die MbSt, auf die umgesetzt wer-
den soll, mitzuteilen. Eine anschließende Bestätigung der auf-
nehmenden Bereiche im HFS ist hierbei nicht erforderlich.
6.5.2 Ausgaben aus Verfügungsmitteln sind einzeln zu bele-
gen, eine pauschale Auszahlung sowie über- und außerplan-
mäßige Ausgaben (§ 37 Abs. 5 LHO) sind nicht zulässig.

6.6 Globale Mehr-/Mindereinnahmen und -ausgaben
Auf Titeln für Globale Mehr-/Mindereinnahmen und -aus-

gaben der Gruppen 371, 372, 461, 462, 548, 549, 971 und 972
darf nicht gebucht werden. 

Durch Bewirtschaftungsmaßnahmen ist frühzeitig sicherzu-
stellen, dass ressortspezifische Globale Minderausgaben im
Kernhaushalt erwirtschaftet werden. 

Der Beitrag zum Haushaltsausgleich kann auch durch Mehr-
einnahmen erbracht werden, soweit diesen keine entspre-
chenden Mehrausgaben gegenüberstehen und die veran-
schlagten Gesamteinnahmen des Einzelplans überschritten
werden. Eine Erwirtschaftung aus Ausgaberesten ist nicht zu-
lässig. 

Personalkostenbudgets und Titel der Deckungskreise ge-
mäß § 20 Abs. 1 Nr. 2 LHO dürfen nicht zur Erwirtschaftung
der ressortspezifischen Globalen Minderausgaben herangezo-
gen werden. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des MF. 

6.7 Liquiditätsplanung
6.7.1 Anordnende Dienststellen

Von den anordnenden Dienststellen sind größere Ein- und
Auszahlungen, die aufgrund einer Einzel- oder Sammelkas-
senanordnung den Betrag von 2 Mio. EUR überschreiten, der LHK
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(lhk-liquiditaetsplanung@mf.niedersachsen.de) sowie dem Kre-
ditreferat (mf-referat24@mf.niedersachsen.de) mindestens drei
Banktage vor Fälligkeit per E-Mail mitzuteilen. In der Mittei-
lung sind Kassenzeichen, Betrag und voraussichtlicher Zah-
lungstag oder Fälligkeitstag anzugeben. 

Bei regelmäßig wiederkehrenden Zahlungen genügt eine
einmalige Meldung mit zusätzlicher Angabe der Zahlungster-
mine. Von der Meldung sind Zahlungen in der Hauptgruppe 4
ausgenommen. 
6.7.2 Landesbetriebe

Landesbetriebe haben für die Liquiditätssteuerung des Lan-
des der LHK täglich bis 15.00 Uhr den Betrag zu melden, der am
nächsten Banktag voraussichtlich ihrem Girokonto (Hauptgi-
rokonto) als Kassenbestandsverstärkung gutgeschrieben oder
als Guthabenabführung belastet wird, sofern dieser 70 000 EUR
oder mehr beträgt. 

Die Meldung ist als E-Mail unter dem Betreff „Meldung KBV/
ABL“ an die E-Mail-Adresse lhk-liquiditaetsplanung@mf.
niedersachsen.de zu versenden. Inhaltlich sind im Nachrich-
tentext anzugeben, welches Konto der LHK betroffen ist
(NORD/LB, Bundesbank oder Postbank), der Betrag, das Da-
tum der Wertstellung, ob der Betrag der LHK gutgeschrieben
oder belastet wird sowie eine Absendesignatur. 

Sofern Zahlungen innerhalb des Landes getätigt werden (z. B.
an das MWK oder das NLBV, VV Nr. 1.8.9 zu § 26 LHO) ist
der Zahlungsempfänger ebenfalls mit der Höhe des Betrages
anzugeben. Fehlerhafte Meldungen sind unverzüglich zu kor-
rigieren.

Für die Meldung soll folgendes Muster verwendet werden: 

Dem .... Konto der Nds. Landeshauptkasse wird mit Wert .......
(Tag der Wertstellung) ein Betrag von ...... EUR „belastet/gut-
schrieben“, ggf. davon ...... EUR an 

Name der Landesdienststelle

(Absendesignatur)

7. Mittelkontrolle

7.1 Während der vorläufigen Haushaltsführung findet keine
Mittelkontrolle statt.

7.2 Die Mittelkontrolle wird grundsätzlich zum 1. April eines
jeden Jahres eingeschaltet.

7.3 Die Haushaltsmittel im HVS/HFS sind grundsätzlich mit
eingeschalteter Mittelkontrolle am Titel „auf Abweisung“ zu
bewirtschaften. Die Mittelkontrolle ersetzt nicht die Verant-
wortung der Bewirtschafterin oder des Bewirtschafters für die
Einhaltung haushaltsrechtlicher Vorschriften.

7.4 In besonderen Ausnahmefällen kann das Ausschalten
der Mittelkontrolle am Titel oder für die Dienststelle auf „ohne
Kontrolle mit Anzeige“ formlos mit Begründung auf dem
Dienstweg von der oder dem BfdH beim MF beantragt wer-
den. Die Mittel sind dann manuell zu überwachen.

8. Freigaben

8.1 Gemäß § 38 Abs. 2 LHO wird die Einwilligung zur Inan-
spruchnahme von VE erteilt, sofern der im Haushaltsplan aus-
gebrachte Betrag 1 Mio. EUR nicht übersteigt.

8.2 Bei der Haushaltsstelle 1302 — 422 12 (Nachversiche-
rungen für aus dem Landesdienst ausscheidende Bedienstete)
dürfen Ausgaben bis zur Höhe des unabweisbaren Bedarfs ge-
leistet werden. Die erforderlichen Haushaltsmittel gelten als
zugewiesen.

9. Über- oder außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermäch-
tigungen 

9.1 Über- oder außerplanmäßige Ausgaben

9.1.1 Grundsätzliches

Bei der Beurteilung der Voraussetzungen des § 37 LHO ist
ein strenger Maßstab anzulegen. Die Anträge müssen alle not-
wendigen Angaben tatsächlicher oder rechtlicher Art enthal-
ten, die die Voraussetzungen des § 37 LHO begründen. 

In den Anträgen ist zu bestätigen, dass
— die Ausgabe nicht bis zur Verkündung des nächsten HG

zurückgestellt werden kann (§ 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 LHO),
— bei der Ermittlung des Mehrbedarfs alle Deckungsmöglich-

keiten (LHO, HG, Haushaltsvermerk) geprüft und genutzt
wurden und

— die Maßnahme, die zum Mehrbedarf führt, noch nicht in
Auftrag gegeben oder noch keine Verpflichtung eingegan-
gen worden ist.

Sofern die zum Mehrbedarf führende Maßnahme bereits
vor der Einwilligung des MF in Auftrag gegeben wurde, kann
das MF im Nachhinein von der Überschreitung lediglich
Kenntnis nehmen. Um die Bezahlung der eingegangenen Ver-
pflichtung zu gewährleisten und das Ausschalten der Mittel-
kontrolle zu vermeiden, erteilt das MF im HFS eine lediglich
technische Einwilligung. Im Anschreiben ist darauf hinzu-
weisen, dass es sich dabei nur um ein technisches Erfordernis
handelt, damit die Zahlung geleistet werden kann. Die Über-
schreitung ist in Anlage I zur Haushaltsrechnung als unzuläs-
sig nachzuweisen. Vom (Nicht-)Einwilligungsschreiben ist je eine
Durchschrift an den LRH und das MF (Referate 17 und 12.2)
zu senden. 

Damit über- oder außerplanmäßig bewilligte Ausgaben noch
im laufenden Haushaltsjahr geleistet werden können, ist von
Anträgen nach dem 30. November grundsätzlich abzusehen,
sofern die Ausgaben nicht zur Erfüllung fälliger Verpflichtun-
gen erforderlich sind. 
9.1.2 Einsparungen

Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind vorrangig durch
Einsparungen bei anderen Ausgaben, durch die Verwendung
von Mehreinnahmen oder durch einen Vorgriff jeweils in
demselben Einzelplan auszugleichen. Ausnahmen sind in
Nummer 10 geregelt. 

Einsparungen im Gesamthaushalt sind grundsätzlich nur in
besonders zu begründenden Ausnahmefällen möglich. 

Als Einsparung dürfen nicht herangezogen werden: 
9.1.2.1 zwangsläufige Minderausgaben z. B. aufgrund fester

Dotationen beim Wegfall von Mitteln Dritter,
9.1.2.2 Minderausgaben wegen Verlagerung des Mittelab-

flusses in Folgejahre,
9.1.2.3 Minderausgaben innerhalb der Deckungskreise nach

§ 20 Abs. 1 Nr. 2 LHO sowie der Personalkostenbud-
gets, weil diese bereits bei der Veranschlagung sowie
bei der Bemessung der globalen Verstärkungsmittel
berücksichtigt wurden,

9.1.2.4 Minderausgaben bei Ausgaberesten,
9.1.2.5 Minderausgaben, soweit sie der Erwirtschaftung Glo-

baler Minderausgaben dienen,
9.1.2.6 Minderausgaben bei Titeln der Obergruppe 98 und
9.1.2.7 zweckgebundene Mittel (KV 1).
9.1.3 Einsparung durch Vorgriff

Nach § 37 Abs. 6 LHO sind über- oder außerplanmäßige
Ausgaben bei übertragbaren Titeln grundsätzlich durch Vor-
griff auf die Haushaltsmittel des Folgejahres gegenzufinanzie-
ren. Die Einsparart „Vorgriff“ wird bei der Beantragung über-
oder außerplanmäßiger Mittel im HFS deshalb vorgeblendet.
Abweichungen davon sind nur in Ausnahmefällen (z. B. wenn
die Mittel des Folgejahres nicht ausreichen) zulässig und be-
sonders zu begründen. Für das Resteverfahren wird das MF
vor Beginn des Ressortbearbeitungszeitraumes für diese Vor-
griffe zentral Restebelege generieren, die den Ressorts dann
zur weiteren Bearbeitung zur Verfügung stehen. 
9.1.4 Einsparung erfolgt später

Bei der Einsparart „Einsparung erfolgt später“ sind die ent-
sprechenden Einsparumbuchungen durch die obersten Lan-
desbehörden zeitnah vorzunehmen. 
9.1.5 Erfassung im Haushaltsführungssystem (HFS)

Für den formellen Antrag oder die formelle Einwilligung
sind die automatisiert erstellten Antrags- und Einwilligungs-
schreiben des HWS-Verfahrens zu verwenden. Dies gilt auch
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für über- planmäßige Ausgaben, bei denen der Haushaltsplan
durch Haushaltsvermerk am Titel eine Überschreitung ohne
Deckung zulässt. 
9.1.6 Zahlungsverpflichtungen des Landes aus rechtskräftigen

Urteilen 
Zahlungsverpflichtungen des Landes aus rechtskräftigen

Urteilen sind zur Vermeidung von Vollstreckungsmaßnah-
men unverzüglich zu erfüllen. Um dies zu gewährleisten, ist
bei anfechtbaren Urteilen alsbald nach Zustellung zu ent-
scheiden, ob ein Rechtsmittel eingelegt werden soll. Sobald
feststeht, dass ein Rechtsmittel nicht in Betracht kommt und
keine ausreichenden Haushaltsmittel zur Verfügung stehen,
ist sofort ein Antrag nach § 37 LHO zu stellen. 

Unabhängig von der Einwilligung des MF ist die Zahlung
zu leisten, sobald das Urteil rechtskräftig geworden ist. 

Bei Urteilen, die keinem Rechtsmittel mehr unterliegen, ist
die Zahlung sofort nach Zustellung des Urteils zu leisten.
Gleichzeitig sind etwa erforderliche Zustimmungen zu der
Haushaltsausgabe zu beantragen. Gegebenenfalls ist vorab
formlos auf dem Dienstweg beim MF das Ausschalten der Mit-
telkontrolle am Titel auf „ohne Kontrolle mit Anzeige“ zu be-
antragen. 

Entsprechend zu verfahren ist bei Zahlungsverpflichtungen
des Landes — auch ohne deren rechtskräftige Festsetzung
durch ein Gericht — die aus dem Anerkenntnis eines Rückge-
währanspruchs bei der Insolvenzanfechtung oder aus einem
geschlossenen Vergleich entstehen. Das Gleiche gilt für ge-
setzlich zwingende Nebenansprüche wie Zinsen. 

9.2 Verpflichtungsermächtigungen 
9.2.1 Über- oder außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-

gungen ohne Barmittelansatz
Für über- oder außerplanmäßige VE, die im Folgejahr zum

Mittelabfluss führen und für die dafür kein entsprechender
Barmittelansatz vorhanden ist, ist bereits bei der Beantragung
die Einsparstelle für die Deckung des Mittelabflusses im Fol-
gejahr anzugeben. Im „zusätzlichen Begründungstext für MF“
sind hierzu bereits in Anspruch genommene VE darzustellen. 

Ein erneuter formeller Antrag auf über- oder außerplanmä-
ßige Ausgaben im Folgejahr ist dann nicht mehr erforderlich;
es sind nur noch die Erfassung und die technische Einwilli-
gung notwendig. 

Unter dieses vereinfachte Verfahren fallen auch die Fälle
von bereits eingewilligten über- oder außerplanmäßig VE, die
z. B. wegen eines verzögerten Vertragsabschlusses im laufen-
den Haushaltsjahr nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den können, aber im Folgejahr über- oder außerplanmäßige
Ausgaben verursachen. 

Dieses vereinfachte Verfahren kann auch für Fälle ange-
wandt werden, in denen über- oder außerplanmäßige Ausga-
ben, in die das MF eingewilligt hat, bis zum Jahresende nicht
geleistet wurden. Voraussetzung hierfür ist, dass die Dienst-
stelle die Nichtleistung der Ausgabe nicht zu vertreten hat,
der Bedarf im neuen Jahr weiterhin besteht und dieser nicht
aus Ansätzen des neuen Haushalts gedeckt werden kann. 
9.2.2 Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen mit Bar-

mittelansatz
Stehen bei Beantragung einer überplanmäßigen VE bereits

Barmittel zur Deckung des Mittelabflusses in den Folgejahren
zur Verfügung, ist als Einsparart „ohne Einsparung“ zu ver-
wenden. 
9.2.3 Verpflichtungsermächtigungen zulasten übertragbarer

Ausgaben
Nach § 38 Abs. 4 Satz 2 LHO bedarf es keiner VE, wenn

Verpflichtungen zulasten übertragbarer Ausgaben eingegan-
gen werden, die im Folgejahr zu Ausgaben führen. Am Jahres-
ende ist die Bildung eines entsprechenden Ausgaberestes
erforderlich. Verpflichtungen dürfen daher nur in dem Um-
fang eingegangen werden, wie nach Ablauf des Haushaltsjah-
res ein Ausgaberest gebildet werden kann. Es ist somit dafür
Sorge zu tragen, dass entsprechende Minderausgaben tatsäch-
lich anfallen und ein Ausgaberest gebildet werden kann. 

10. Allgemeine Einwilligungen zur Leistung über- oder außerplan-
mäßiger Ausgaben 

Gemäß § 37 LHO wird unter den Voraussetzungen des § 37
Abs. 1 Satz 2 LHO für folgende Fälle allgemein die Einwilli-
gung erteilt, über- oder außerplanmäßige Ausgaben zu leisten:
10.1 Überschreitung des Ansatzes bis zu 100 EUR je Titel und

bei Deckungskreisen bis zu 100 EUR für den gesamten
Deckungskreis. Von einer Erfassung im HFS kann abge-
sehen werden.

10.2 Zahlungen für bereits vorhandenes Personal außerhalb
von Titelgruppen bei
10.2.1 den Titeln der Obergruppen 42 und 43, soweit

die Zahlungen unmittelbar durch besoldungs-
oder versorgungsrechtliche sowie tarifvertrag-
liche Neuregelungen (einschließlich Erhöhung
von Anwärterbezügen) bedingt sind,

10.2.2 den Titeln der Gruppe 427, soweit für Praktikan-
tinnen und Praktikanten Mehrausgaben auf-
grund tarifvertraglicher Beschäftigungsentgelte,
abweichender Hebesätze oder etwaiger Nachent-
richtung höherer Pflichtbeiträge in der Renten-,
Kranken-, Pflege- oder Arbeitslosenversicherung
entstehen,

10.2.3 den Titeln der Gruppen 441, 446 und im Kapitel
0601 bei den Titeln 685 07 und 685 08 sowie

10.2.4 den Titeln der Gruppe 453, soweit die Zusage von
Trennungsgeld und Umzugskostenvergütungen
zwingend notwendig ist.

Von einer Erfassung im HFS kann abgesehen werden. 
10.3 Ausgaben bei

10.3.1 den Titeln 427 39 und 682 39 für die Beschäfti-
gung von Ersatzkräften während der Zeit des
Mutterschutzes von Landesbediensteten; dies
gilt nicht für Lehrkräfte an allgemein- und be-
rufsbildenden Schulen sowie für Personal in Ti-
telgruppen,

10.3.2 den Titeln der Gruppe 443, soweit Zahlungen
an Bedienstete des Landes erfolgen,

10.3.3 Titel 459 10 in den Kapiteln 1116 bis 1118 (Ent-
schädigungen an Vollstreckungsbeamte),

10.3.4 den Titeln der Gruppe 532,
10.3.5 Titel 546 02 (Entschädigungen und Ersatzlei-

stungen an Dritte) und Titeln der Gruppe 697
(Zuführungen an Landesbetriebe für Aufwen-
dungen zum Ausgleich von Inanspruchnahmen
bei Schadensfällen Dritter) bis zur Höhe von
5 000 EUR je Schadensfall, 

10.3.6 Titel 698 11 in den Kapiteln 1116 bis 1121 (Ent-
schädigungen an Beschuldigte in Strafsachen)

10.3.7 Titel 698 02 (Zinsen bei Insolvenzanfechtung)
im Kapitel 0406,

10.3.8 Titel 542 01 (Ausgleichsabgabe nach § 77 SGB
IX) im Kapitel 1399 sowie

10.3.9 Titel der Gruppe 863, soweit es sich um die Ge-
währung eines zinslosen Darlehens zur Bestrei-
tung der notwendigen Kosten der Rechtsver-
teidigung im Rahmen des Rechtsschutzes von
Landesbediensteten gemäß der zunächst weiter-
hin anzuwendenden VV zu § 87 NBG in der bis
zum 31. 3. 2009 geltenden Fassung (siehe Bezugs-
erlass zu b) handelt. Rückflüsse sind bei einem
Titel der Gruppe 182 (Rückflüsse aus Darlehen
an Landesbedienstete für Rechtsschutz) im je-
weiligen Kapitel zu vereinnahmen.

Die entsprechenden Mittel sind von den obersten Lan-
desbehörden im HFS zu erfassen, sodass sie mit einge-
schalteter Mittelkontrolle bewirtschaftet werden. Ein
Ausschalten der Mittelkontrolle am Titel („ohne Kon-
trolle mit Anzeige“) ist nur zulässig, wenn die Mittelver-
teilung zu einem nicht zu vertretenden Verwaltungs-
aufwand führen würde. 
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Von Einsparungen an anderer Stelle des jeweiligen Ein-
zelplans kann abgesehen werden. Die Einsparung wird
über den Gesamthaushalt (Haushaltsstelle: 1302 — 000 00)
erbracht. 

10.4 Ausgaben bei
10.4.1 Titeln der Obergruppe 98, soweit bei einem Ti-

tel der Obergruppe 38 entsprechende Mehrein-
nahmen eingehen (siehe Nummer 15),

10.4.2 Titeln der Gruppe 682, soweit der jeweilige Lan-
desbetrieb entsprechend höhere Abführungen an
den Einzelplan 13 vornimmt, 

10.4.3 Ausgaben aufgrund der Regelungen des NGlüSpG,
des NSportFG und des NWohlfFÖG zur Vertei-
lung der Mehreinnahmen aus den Glücksspiel-
abgaben in Höhe der im November jeden Jahres
durch das MF mitgeteilten Beträge, sowie bei

10.4.4 Ausgaben aufgrund von § 7 Abs. 1 RennwLottG
zur Zuweisung des zuweisungsfähigen Anteils des
Steueraufkommens an niedersächsische Renn-
vereine.

Die entsprechenden Mittel sind von den obersten Lan-
desbehörden grundsätzlich im HFS zu erfassen. Als Ein-
sparung ist die entsprechende Mehreinnahme zwingend
anzugeben, insbesondere bei der Nummer 10.4.3 die
Haushaltsstelle 1302 — 122 11. 
Da die allgemeinen Einwilligungen nicht technisch ab-
zubilden sind, ist im HFS die technische Einwilligung
des MF formlos zu beantragen. 

11. Außerplanmäßige Kapitel, Titel, Titelgruppen und Haushaltsver-
merke

11.1 Außerplanmäßige Titelgruppen und Kapitel sowie de-
ren Haushaltsvermerke werden — auf formlosen Antrag der
obersten Landesbehörden — durch das MF eingerichtet. Da-
nach kann das Ressort die dazugehörigen außerplanmäßigen
Einnahme- und Ausgabetitel sowie etwaige Deckungs- und
Korrespondenzkreise über das Antragsverfahren des HFS ein-
richten.
11.2 Außerplanmäßige Einnahmetitel sind von den obersten
Landesbehörden selbständig im HFS einzurichten und stehen
sofort für Buchungen zur Verfügung. Ein Begründungstext so-
wie eine technische Einwilligung des MF sind nicht erforder-
lich.
11.3 Bei außerplanmäßig zufließenden zweckgebundenen
Einnahmen muss neben dem Einnahmetitel ein entsprechen-
der Ausgabetitel mit einem außerplanmäßigen Korrespon-
denzvermerk eingerichtet werden, damit diese Einnahmen
zweckentsprechend verausgabt werden können. Zusätzlich ist
bei AusgabetiteIn, die nicht zur Hauptgruppe 7 oder zur Haupt-
gruppe 8 gehören, ein außerplanmäßiger Übertragbarkeitsver-
merk auszubringen. Dies gilt für Titelgruppen entsprechend. 

Die Einrichtung muss von den obersten Landesbehörden
formlos beim MF beantragt werden. 
11.4 Außerplanmäßige Korrespondenz- oder Deckungsver-
merke nach den Nummern 11.1 und 11.3 sind nach der Ein-
richtung im HFS zusätzlich formlos beim MF zu beantragen.
Sie stehen erst nach der technischen Einwilligung des MF für
Buchungen zur Verfügung. 

Dies gilt auch für außerplanmäßige Ausgabetitel, die aus
haushaltssystematischen Gründen in Deckungskreisen einge-
richtet und nicht zusätzlich dotiert werden, sofern die Mehr-
ausgaben innerhalb des Deckungskreises erwirtschaftet werden.
11.5 Nachgeordnete Dienststellen haben die Einrichtung bei
den zuständigen obersten Landesbehörden zu beantragen. Die
Zweckbestimmung ist den jeweiligen Mittel bewirtschaften-
den Dienststellen bekannt zu geben. 
11.6 In aufeinanderfolgenden Jahren dürfen gleichlautende
außerplanmäßige Titel nur mit identischer Zweckbestimmung
ausgebracht werden. 
11.7 Bei der Einrichtung außerplanmäßiger Titel ist Folgen-
des zu beachten: 
11.7.1 Die Gruppennummern sind im Gruppierungsplan

(GPl) abschließend aufgezählt. Die Bildung von Titel-

nummern aus Gruppen, die im GPl nicht vorgesehen
sind, ist daher nicht zulässig, auch wenn innerhalb
des Dezimalsystems noch freie Gruppen vorhanden
sind. 

11.7.2 Bei Einzeltiteln sind die vierte und die fünfte Stelle
— vorbehaltlich anderslautender Regelungen im
Rahmen der Haushaltsaufstellung — durch die Zah-
len 11 bis 59 zu belegen. Die Zahlen 01 bis 09 bleiben
Festtiteln, die Zahl 10 budgetierten Bereichen und
die Zahlen 61 bis 99 Titelgruppen vorbehalten. 

12. Erhebung von Einnahmen
12.1 Nach § 34 Abs. 1 LHO sind die Einnahmen des Landes
rechtzeitig und vollständig zu erheben. Die zuständigen Ver-
waltungsstellen müssen in jeder nur möglichen Weise zu ei-
ner schnellen Erhebung und Einziehung der Forderungen des
Landes beitragen.

Die Erhebung umfasst die frühestmögliche Erteilung der
Annahmeanordnung, das Anfordern der Beträge und die An-
nahme der Einzahlungen einschließlich der Zuordnung im
Landeshaushalt und der Buchung auf der dafür vorgesehenen
Haushaltsstelle. 
12.2 Für den Fall der Nichtzahlung wird die zwangsweise
„Einziehung“ (Vollstreckung) nach Maßgabe des in der An-
nahmeanordnung erfassten Mahnschlüssels eingeleitet und
durchgeführt. 
12.3 Ferner sind Möglichkeiten zur Einnahmeverbesserung
in allen Bereichen zu überprüfen und auszuschöpfen, z. B.
durch
— Anpassung/Erhebung von Gebühren, Miet- oder Pachtein-

nahmen sowie Betriebskostenerstattungen externer Dritter
(z. B. bei der Verpachtung von Kantinen),

— Optimierung der Zahlungsweise (Vorkasse, Zug um Zug,
Kartenzahlverfahren, elektronische Zahlungssysteme). 

12.4 Einnahmemindernde Maßnahmen sind nur in Ausnah-
mefällen und nur bei Vorliegen gesetzlicher Voraussetzungen
(z. B. §§ 58, 59 LHO) zulässig. Dies gilt insbesondere bei der
Erhebung von Gebühren, bei der grundsätzlich einheitliche
Kriterien zugrunde zu legen sind. Zu den bei der Erhebung
von Einnahmen zu beachtenden Verpflichtungen gehören die
Geltendmachung von Verzugszinsen und ggf. eines weiterge-
henden Verzugsschadens. 
12.5 Kassenmittel des Landes — wenn auch nur vorüberge-
hend — auf ein privates Girokonto einzuzahlen, ist unzulässig.
12.6 Beträge einschließlich Vorauszahlungen, die Zahlungs-
pflichtige einzahlen, sind unverzüglich und unmittelbar dem
Landeshaushalt zuzuführen oder auf der für die Vereinnah-
mung vor gesehenen Haushaltsstelle zu buchen. 

13. Erstattungen
13.1 Erstattungen gemäß § 10 Abs. 1 HG sind von den Aus-
gaben abzusetzen. Anderenfalls sind die Erstattungen bei den
entsprechenden Einnahmetiteln zu buchen. Sieht der Haus-
haltsplan keinen entsprechenden Einnahmetitel vor, sind die
Einnahmen aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung bei
Titel 119 01 nachzuweisen. 
13.2 Schadenersatzleistungen Dritter sind grundsätzlich bei
Einnahmetiteln zu vereinnahmen. Das gilt auch bei Schaden-
ersatzleistungen für Personalausgaben. 
13.3 Pauschalierte Erstattungen für die Nutzung von Dienst-
wohnungen, die zusammen mit Dienstwohnungsvergütungen
erhoben werden, dürfen aus Vereinfachungsgründen zusam-
men mit den Dienstwohnungsvergütungen vereinnahmt wer-
den. Von einer Ausgabeabsetzung kann abgesehen werden. 

14. Kleinbeträge
Die Zahlung oder Erhebung von sich wiederholenden

Kleinbeträgen ist unwirtschaftlich. Soweit der Zahlungszweck
nicht durch eine angemessene einmalige Zahlung zu errei-
chen ist, sollen mit den Zahlungsempfängerinnen und Zah-
lungsempfängern oder den Zahlungspflichtigen größere Zah-
lungsabstände vereinbart werden. 
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15. Haushaltstechnische Verrechnungen/interne Verrechnungen

Nach den Zuordnungshinweisen zum GPl müssen die Ein-
nahmen der Obergruppe 38 den Ausgaben der Obergruppe 98
entsprechen. Folglich ist zu gewährleisten, dass sich die Ober-
gruppen 38 und 98 ausgleichen und kein unnötiger Geldfluss
erfolgt. Dies gilt für Verrechnungen zwischen Einzelplänen
und Kapiteln, für Verrechnungen anteiliger Einnahmen und
Ausgaben mit zentral veranschlagten Einnahmen und Ausga-
ben (z. B. Versorgungsausgaben) sowie für durchlaufende Pos-
ten. Um das zu gewährleisten, ist Folgendes zu beachten: 

15.1 Für haushaltstechnische Verrechnungen ist im Be-
reich 100 eine Umbuchungsanordnung „U33“ zu erstellen. 

15.2 Minderausgaben bei Titeln der Obergruppe 98, die in
Deckungskreisen veranschlagt sind, dürfen nicht für Mehr-
ausgaben bei den übrigen Titeln des Deckungskreises verwen-
det werden. Dies gilt nicht für Ausgaben aus zweckgebun-
denen Einnahmen. 

15.3 Haushaltstechnische Verrechnungen mit dem Einzel-
plan 13 sind bis zum 30. September eines jeden Haushaltsjah-
res durchzuführen, soweit nicht im Einzelfall andere Rege-
lungen getroffen wurden. 

Abführungen im Rahmen des Landesliegenschaftsmanage-
ments sowie Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen
HVS-Dienststellen der Landesverwaltung aus landesinternen
Dienstleistungen oder Lieferungen sind nicht durch Bank-
überweisung, sondern im Verrechnungswege auszugleichen
(interne Verrechnung, § 61 LHO). Anfordernde Dienststellen
teilen den zahlungspflichtigen Dienststellen die für die Ver-
rechnung erforderlichen Belegreferenz-Daten der Annahme-
anordnung (Bereich/Beleg/Beleg-Nr.) in der Rechnung mit.
Auszahlende Dienststellen ordnen in diesen Fällen die Zah-
lung mit Auszahlungsanordnung „A05" und Zahlungsverfah-
ren „VER" an. 

16. Verwahrungen und Vorschüsse, noch nicht ausgeführte Kassen-
anordnungen sowie offene Posten

16.1 Es sind alle Möglichkeiten zur Vermeidung von Ver-
wahrungen und Vorschüssen auszuschöpfen. Gebuchte Ver-
wahrungen und Vorschüsse sind zeitnah abzuwickeln. 

Bei der Erteilung neuer SEPA-Lastschriftmandate soll si-
chergestellt werden, dass die Gläubigerin oder der Gläubiger
beim Lastschrifteinzug das HVS-Buchungsmerkmal im Ver-
wendungszweck übermittelt. Bei bestehenden Einzugser-
mächtigungen oder SEPA-Lastschriftmandaten ist dafür Sorge
zu tragen, dass den Gläubigerinnen und Gläubigern nach Er-
teilung neuer Auszahlungsanordnungen das neue Kassenzei-
chen rechtzeitig vor dem nächsten Einzugstermin mitgeteilt
wird. Im Einzelnen wird auf den Bezugserlass zu c verwiesen. 

16.2 Darüber hinaus sind offene Posten in Form noch nicht
ausgeführter Kassenanordnungen und interner Aufträge regel-
mäßig zu überprüfen (vgl. HVS-Session „Offene Posten — alle
Auszahlungsanordnungen“ und „Offene Posten — alle An-
nahmeanordnungen“). 

16.3 Das gilt insbesondere für die Abwicklung offener Pos-
ten aus dem jeweiligen Vorjahr, die auf sog. Folgetitel (119 30
und 546 30) übertragen wurden. Am Jahresende verbleibende
Ist-Ausgaben bei diesen Titeln sind in der Anlage I zur Haus-
haltsrechnung als unzulässige Überschreitung nachzuweisen.

17. Budgetierung gemäß § 17 a LHO, andere neue Steuerungsinstru-
mente und Landesbetriebe

17.1 In Verwaltungsbereichen, in denen eine Budgetierung
nach § 17 a LHO oder andere neue Steuerungsinstrumente,
wie z. B. Personalkostenbudgetierung (PKB) eingesetzt werden,
ist diese Richtlinie entsprechend anzuwenden, sofern keine
gesonderten Regelungen getroffen worden sind. 

17.2 Für budgetierte Verwaltungsbereiche sind folgende er-
gänzende Hinweise zu beachten: 

17.2.1 Die Bewirtschaftung der Budgets richtet sich nach
den Regelungen der VV Nr. 3 zu § 17 a LHO. Dabei
kommt dem Abschluss einer Zielvereinbarung be-
sondere Bedeutung zu. 

17.2.2 Für die Buchung von Ist-Einnahmen und -Ausgaben
ist regelmäßig der (reduzierte) Titelbestand ausrei-
chend. Personalausgaben sind, soweit sie das Perso-
nalkostenbudget betreffen, weiterhin bei den aus-
schließlich dafür vorgesehenen PKB-Titeln der Grup-
pen 422 und 428 zu buchen. 

17.2.3 Titel, die nicht von der originär zuständigen Dienst-
stelle, sondern von dritten Dienststellen (wie beispiels-
weise dem NLBV) bewirtschaftet werden, sind aus
den maschinellen Deckungskreisen herauszuneh-
men, falls anders eine Überschreitung des Deckungs-
kreises nicht ausgeschlossen werden kann. Das gilt
insbesondere für die Titel der Gruppen 422 und 428. 

17.2.4 Im Fall erheblicher Abweichungen von den im Haus-
haltsplan dargelegten Plandaten (einschließlich Er-
läuterungsteil) ist dem LT unterjährig Bericht zu er-
statten. Die Berichterstattung ist ggf. auf die Darstel-
lung und Erläuterung der Abweichungen zu konzen-
trieren. Der im Leitfaden „Bericht an den Landtag"
empfohlene inhaltliche und formale Rahmen kann
zur Orientierung der Berichtsgestaltung herangezo-
gen werden. Die entsprechenden Berichte werden im
Berichtssystem weiter vorgehalten. Das zuständige
Ressort berichtet unmittelbar an den LT. Dazu ist die
Kontierung der Personalkosten des Tarifpersonals
nach Umstellung im landeseinheitlichen Kontenrah-
men und in der Plankostenrechnung auch im Be-
richtswesen des Verfahrens zu berücksichtigen. 

17.2.5 Um eine zentrale Verfahrenspflege sowie eine an
übergreifenden Erfordernissen orientierte Entwick-
lung des Verfahrens sicherzustellen, ist bei Vorhaben
der Verwaltungsbereiche, die LoHN oder Teile davon
(z. B. Kosten- und Leistungsrechnung [KLR]) inhalt-
lich oder technisch berühren können, die frühzeitige
Einbindung der zuständigen Stellen für das LoHN-
Verfahren erforderlich. Diese Stellen sind: 

— IT.N (ZV LoHN; hier: für Betrieb und operative
Entwicklung des LoHN-Verfahrens, Support),

— MF (LoHN-Kopfstelle; hier: für Methodik und
strategische Entwicklung des LoHN-Verfahrens,
zentrales Verfahrens- und Budgetcontrolling), 

— SiN (hier: für Schulungen zum LoHN-Verfahren). 

Die Koordination erfolgt zunächst über das IT.N (ZV
LoHN), das als erster Ansprechpartner zur Verfügung
steht.

Vorhaben, die LoHN inhaltlich oder technisch berüh-
ren, unterliegen einem Freigabeverfahren. Eine Inbe-
triebnahme ohne Freigabe ist nicht zulässig. Die
Konzeption und daraus folgende Leistungsbeschrei-
bung sind so umfassend anzulegen, dass sämtliche
auch mittelbar durch das Vorhaben erforderlich wer-
dende Änderungen zum Verfahren LoHN berück-
sichtigt werden. Die Freigabe erfolgt durch die betref-
fenden zuständigen Stellen. Die abschließende Frei-
gabe erfolgt durch das MF (LoHN-Kopfstelle).

Vorhaben nach Nummer 17.2.5 sind insbesondere:

17.2.5.1 Einführungs- und Rolloutprojekte zu LoHN,

17.2.5.2 Anpassungen des Verwaltungsbereichsmo-
dells (z. B. zur Berücksichtigung funktiona-
ler Besonderheiten oder aufgrund organisa-
torischer Änderungen), 

17.2.5.3 Änderungen des Verfahrens (methodisch,
[programm-]technisch), 

17.2.5.4 Maßnahmen mit Wirkung auf das Verfah-
ren oder seinen Betrieb (z. B. Anbindung
eines [Fach-]Vorverfahrens), 

17.2.5.5 Maßnahmen, die den systemtechnischen
Rahmen des Verfahrensbetriebes berühren
(z. B. Einführung einer neuen Büro-Stan-
dardsoftware-Version im Verwaltungsbe-
reich).
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17.2.6 Bei erforderlichen Vergabeverfahren sind die maß-
geblichen Vergabevorschriften sowie § 55 LHO ei-
genständig zu beachten (siehe Nummer 5.6). 

17.3 Auch wenn Landesbetriebe im Regelfall möglichst frei
von Weisungen und Eingriffen der Aufsicht bleiben sollten,
muss die zuständige oberste Landesbehörde über ihre Finanz-
zuweisungen und geeignete Steuerungsinstrumente sicher-
stellen, dass Zielvorgaben eingehalten und Risiken begrenzt
werden. Es ist darauf hinzuwirken, dass verbindliche strategi-
sche Ziele mit dem Aufgabenträger vereinbart werden, dies
hinreichend kontrolliert wird und vermehrt neue Steuerungs-
instrumente eingesetzt werden. 

18. Personalausgaben
18.1 Anordnende Dienststelle für Personalausgaben, die vom
NLBV berechnet und zahlbar gemacht werden, ist ausschließ-
lich das NLBV. 
18.2 Schadenersatzleistungen wegen Fürsorgepflichtverlet-
zungen sind aus dem jeweiligen Personaltitel zu zahlen. 
18.3 Nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. aa LHO
sind innerhalb eines Einzelplans die genannten Ausgaben ge-
genseitig deckungsfähig. Abweichend hiervon bilden die in
§ 6 Abs. 5 HG genannten Titel für Kapitel mit PKB einen ge-
sonderten PKB-Deckungskreis. Entsprechendes gilt für Kapi-
tel, die nach § 17 a LHO budgetiert sind. 
18.4 In den Fällen der Nummer 1 Abs. 1 der Allgemeinen
Bestimmungen zu den Personalausgaben (Anlage 2 HG) — im
Folgenden: Allgemeine Bestimmungen — ist eine Einsparung
für das laufende Haushaltsjahr, bei Zweijahreshaushalten ggf.
auch für das folgende Haushaltsjahr zu erbringen. Für Fälle
der Nummer 1 Abs. 1 Nr. 3 der Allgemeinen Bestimmungen
werden Personalkostenbudgets i. S. des § 6 Abs. 5 HG einzel-
planübergreifend zur Deckung herangezogen. 
18.5 Zum Ausgleich des finanziellen Mehrbedarfs für die
Beschäftigung von Hilfskräften für besonders betroffene schwer-
behinderte Menschen, die zur Ausübung einer Beschäftigung
wegen ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend einer be-
sonderen Hilfskraft bedürfen (z. B. Blinde oder Gehörlose),
kann die Einsparung auch außerhalb der Hauptgruppe 4 reali-
siert werden.

Sofern durch das Integrationsamt aus Mitteln der Ausgleichs-
abgabe Arbeitgeberhilfen gezahlt werden, vermindert sich der
einzusparende Betrag entsprechend. 
18.6 Die Anordnung von Mehrarbeit und Überstunden ist
auf die Fälle zu beschränken, in denen dieses zwingend gebo-
ten ist und Haushaltsmittel dafür veranschlagt oder über- oder
außerplanmäßig bereitgestellt sind. 

Mehrarbeits- und Überstundenentgelte usw. an Bedienstete,
die Beschäftigungsentgelte, Entschädigungen usw. aus der
Gruppe 427 (z. B. Vertretungs- und Aushilfskräfte, katechetische
Lehrkräfte) erhalten, sind aus den Titeln 422 06 und 428 06
zu zahlen. Satz 1 gilt für die Zahlung von Zeitzuschlägen, die
aufgrund angeordneter Überstunden unter Gewährung von
Freizeitausgleich zu leisten sind. 

Mehrarbeits- und Überstundenentgelte usw. für aus Titel-
gruppen vergütetes Personal sind in der Titelgruppe nachzu-
weisen. 
18.7 Sofern eine Maßnahme nach § 16 d SGB II (Zusatzjobs
oder „Ein-Euro-Jobs“) bewilligt wurde, sind die Mehraufwands-
entschädigungen im jeweiligen Kapitel bei einem Titel der
Obergruppe 23 zu vereinnahmen und aus einem Titel der
Gruppe 427 zu leisten. Die Höhe der Ausgaben darf die der
Einnahmen nicht übersteigen. Sofern erforderlich sind die Ti-
tel außerplanmäßig einzustellen. Die Einwilligung gemäß § 37
Abs. 1 Satz 1 LHO gilt hiermit als erteilt; es wird hierzu auf
Nummer 11.3 verwiesen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Dauer der Zusatzjobs
je Hilfeempfängerin oder Hilfeempfänger grundsätzlich auf
sechs Monate befristet ist und die wöchentliche Beschäfti-
gungszeit 30 Stunden in der Regel nicht überschreiten soll. 
18.8 Beim Ausscheiden einer Berufskraftfahrerin oder eines
Berufskraftfahrers ist zu prüfen, ob ein Dienstfahrzeug weiter-

hin erforderlich ist und ob die frei gewordene Beschäftigungs-
möglichkeit (BV und Budget) eingespart werden kann, indem
das Fahrzeug den Bediensteten zum Selbststeuern zur Verfü-
gung gestellt wird. 

Gegebenenfalls ist die Beschäftigungsmöglichkeit (BV und
Budget) bei der nächsten Haushaltsaufstellung als eingespart
in Abgang zu stellen. 

19. Reisekosten
Neben der NRKVO und den VV-NRKVO ist bei Dienstreisen

insbesondere Folgendes zu beachten: 
19.1 Bedienstete, die in ihrer Eigenschaft als Mitglieder von

Organen einer Zuwendungsempfängerin oder eines Zu-
wendungsempfängers an Sitzungen dieser Organe teil-
nehmen, haben Reisekosten grundsätzlich bei der Zu-
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfän-
ger abzurechnen, sofern Ausgaben für diesen Zweck im
Wirtschaftsplan vorgesehen sind. 

19.2 Reisekostenvergütungen für Fortbildungsveranstaltun-
gen sind bei der Gruppe 525 nachzuweisen. Im Übrigen
wird auf die Möglichkeit verwiesen, erforderlichenfalls
Dienstbefreiung zu gewähren. 

19.3 Landeseigene Gästezimmer dürfen an Gäste von Stellen
außerhalb der Landesverwaltung nur gegen Zahlung ei-
nes angemessenen Entgelts gemäß § 52 LHO überlassen
werden. Entgelte für Gästezimmer sind in regelmäßigen
Zeitabständen — etwa alle zwei Jahre — auf Kosten-
deckung zu überprüfen und ggf. entsprechend der wirt-
schaftlichen Entwicklung anzupassen. 

19.4 Die Befugnisse zur Abrechnung und Zahlbarmachung
(einschließlich der Anordnungsbefugnis) der Reisekos-
tenvergütung im Rahmen des Reisemanagementverfah-
rens (KIDICAP — Reiko) obliegen dem NLBV. Die Ver-
antwortlichkeiten der Stationen „Genehmigungen und
Budgetverantwortung“ bleiben davon ausgenommen. 

20. Zuwendungen
20.1 Die Zuständigkeit für den Ablauf des gesamten Bewilli-
gungsverfahrens ist grundsätzlich den nachgeordneten Behör-
den zu übertragen. 

Abweichend von diesem Grundsatz dürfen die obersten
Landesbehörden ausnahmsweise dann selbst bewilligen, wenn
eine landeseinheitliche Entscheidungs- und Vergabepraxis
nicht durch Koordinierung der Tätigkeit nachgeordneter Be-
willigungsbehörden sichergestellt werden kann. Gleiches gilt,
wenn die Koordinierungstätigkeit oder der Aufwand für die
Weitergabe notwendiger Informationen in keinem Verhältnis
zum Arbeitsaufwand bei einer Bewilligung durch das Ministe-
rium selbst steht. Die obersten Landesbehörden haben dann
das gesamte Bewilligungsverfahren abzuwickeln und auch
die Verwendungsnachweise zu prüfen. 

Soweit die obersten Landesbehörden im Rahmen ihrer Fach-
aufsicht auf die Bewilligung von Zuwendungen durch nach-
geordnete Behörden Einfluss nehmen, darf dies nur im Ver-
hältnis gegenüber den Bewilligungsbehörden und nicht ge-
genüber der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwen-
dungsempfänger geschehen. Dabei soll die Steuerung der
Bewilligungsverfahren regelmäßig durch eindeutig gefasste
Förderrichtlinien, in denen insbesondere Förderziele klar zu
formulieren sind, sowie Dienstbesprechungen mit den Bewil-
ligungsbehörden erfolgen. Eingriffe in einzelne Bewilligungs-
verfahren über Zustimmungsvorbehalte oder Einzelvorgaben
müssen sich auf Ausnahmefälle beschränken. 
20.2 Eine einmal gewährte Zuwendung begründet keinen
Anspruch auf Weitergewährung. Damit Empfängerinnen oder
Empfänger institutioneller Förderungen oder sich wiederho-
lender Projektförderungen bei Mittelkürzungen zukünftig ge-
genüber dem Land nicht den Grundsatz des Vertrauens-
schutzes geltend machen können, sind sie auf das Finanzie-
rungsrisiko für die folgenden Haushaltsjahre hinzuweisen.
Daher ist in diesen Fällen jeder Zuwendungsbescheid um fol-
genden — ggf. dem jeweiligen Einzelfall anzupassenden —
Hinweis zu ergänzen:
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„Ich weise darauf hin, dass aus dieser Bewilligung nicht ge-
schlossen werden kann, dass auch in künftigen Haushaltsjah-
ren mit einer Förderung im bisherigen Umfang gerechnet
werden kann. Es ist zu erwarten, dass Kürzungen von Zuwen-
dungen unumgänglich sind oder Zuwendungen ganz entfal-
len. Ich bitte Sie, dieses Finanzierungsrisiko insbesondere bei
Abschluss, Änderung oder Verlängerung von Verträgen (z. B.
für Mietobjekte oder für Personal) zu berücksichtigen.“ 

Auch bei Genehmigungen zum vorzeitigen Beginn von Vor-
haben, für die Haushaltsmittel künftiger Haushaltsjahre vor-
gesehen sind, ist ein ausdrücklicher Hinweis auf das beson-
dere Finanzierungsrisiko aufzunehmen. 

20.3 Nach der VV/VV-Gk Nr. 1.3 zu § 44 LHO dürfen Zu-
wendungen zur Projektförderung nur für Vorhaben bewilligt
werden, die noch nicht begonnen worden sind. Die Bewilli-
gungsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen. Hier-
bei ist folgender Kriterienkatalog anzuwenden:

20.3.1 Es muss ein Antrag auf Bewilligung einer Zuwen-
dung vorliegen, aus dem sich das erhebliche Landes-
interesse (§ 23 LHO) an dem Vorhaben ergibt. Hier-
von kann vor allem dann ausgegangen werden, wenn
sich das Vorhaben im Rahmen eines Förderpro-
gramms hält und es bei der nach Nummer 20.3.2 vor-
zunehmenden Prüfung geeignet erscheint, den mit
der Zuwendung beabsichtigten Erfolg zu erreichen.
Die Maßnahme darf bei Antragsstellung noch nicht
begonnen worden sein.

20.3.2 Nicht erforderlich ist, dass bereits sämtliche Förde-
rungsvoraussetzungen vorliegen. Der Antrag muss je-
doch nach den Angaben der Antragstellerin oder des
Antragstellers und den vorgelegten Unterlagen
schlüssig sein. Bei der Schlüssigkeitsprüfung darf
sich kein Anhaltspunkt ergeben, der einer Förderung
im konkreten Einzelfall entgegenstünde. 

20.3.3 Bei Baumaßnahmen, größeren Beschaffungen und
größeren Entwicklungsvorhaben soll sich die Schlüs-
sigkeit aus Plänen, Kostenrechnungen und Erläute-
rungen ergeben. Hierbei kann sich die Bewilligungs-
behörde im Bedarfsfall fachtechnisch beraten lassen.
Dies sollte jedoch auf Ausnahmefälle beschränkt
werden. 

20.3.4 Im Hinblick auf die mit der Zustimmung zum vorzei-
tigen Vorhabenbeginn verbundenen faktischen Bin-
dung und Belegung von Haushaltsmitteln kann diese
Zustimmung nur erteilt werden, wenn mit hinlängli-
cher Sicherheit davon ausgegangen werden kann,
dass ausreichende Haushaltsmittel für die Bewilli-
gung zur Verfügung stehen werden. Bei einmaligen
Maßnahmen oder auslaufenden Programmen ist der
Verfügungsrahmen für das laufende Haushaltsjahr
maßgeblich. Bei längerfristigen Programmen, mit de-
ren Fortbestand auch für die Folgejahre gerechnet
werden kann, können die Bewilligungsstellen von ei-
ner entsprechenden Mittelausstattung auch im nächs-
ten Jahr ausgehen. Das gilt vor allem für Programme,
die aus wiederkehrenden zweckgebundenen Einnah-
men finanziert werden. In Zweifelsfällen ist eine
Rückfrage bei der zuständigen obersten Landesbehör-
de angezeigt. 

20.3.5 Es ist darauf zu achten, dass wegen den faktischen
Bindungen, die mit der Zustimmung zum vorzeitigen
Maßnahmenbeginn eingegangen werden, der künfti-
ge finanzielle Handlungsspielraum nicht unangemes-
sen eingeschränkt und eine einseitige Bevorzugung
finanzstarker Antragstellerinnen und Antragsteller
vermieden wird. Festgelegte Dringlichkeiten einzel-
ner Projekte sollen nicht geändert werden. 

Die Bewilligungsbehörde hat mit der Zustimmung
zum vorzeitigen Vorhabenbeginn ausdrücklich dar-
auf hinzuweisen, dass sie damit noch keine Entschei-
dung über die Bewilligung der beantragten Zuwen-
dung getroffen hat.

20.3.6 Eine nachträgliche Zustimmung zum vorzeitigen Vor-
habenbeginn ist nicht zulässig. 

20.4 Für die Vergabe von Aufträgen durch Zuwendungs-
empfängerinnen und Zuwendungsempfänger gelten die VV
zu § 44 LHO inklusive der dazugehörigen allgemeinen Neben-
bestimmungen (Nummer 3 ANBest-I/ANBest-P). Mit den dort
im Interesse eines ordnungsgemäßen Wettbewerbs getroffe-
nen Vorgaben wird das in den Zuwendungsvorschriften ent-
haltene Gebot der wirtschaftlichen und sparsamen Verwen-
dung von Zuwendungen konkretisiert. 

Die Bewilligungsbehörden haben stets nach Maßgabe der
VV Nr. 8 zu § 44 LHO bei der Feststellung von Vergabeverstö-
ßen unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfal-
les nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, ob der Zuwen-
dungsbescheid ganz oder teilweise zu widerrufen und die Zu-
wendung zurückzufordern ist. Die erfolgte Ermessensausübung
bedarf der Dokumentation durch Nennung der für die getrof-
fene Entscheidung maßgeblichen Gesichtspunkte in dem zu
fertigenden Widerrufsbescheid. Wird von der Erteilung eines
Widerrufs und/oder der Rückforderung der Zuwendung abge-
sehen, sind die dafür im Rahmen der verwaltungsrechtlichen
Prüfung ermittelten Gründe in einem Aktenvermerk darzulegen.
20.5 Werden Zuwendungen von einer Zuwendungsempfän-
gerin oder einem Zuwendungsempfänger, z. B. aufgrund von
Rückforderungen, zurückgegeben, sind diese Beträge bei ei-
nem Titel der Gruppe 119 zu vereinnahmen. Das gilt auch,
wenn die Ausgabeermächtigung, aufgrund derer die Zuwen-
dung geleistet wurde, übertragbar ist. 

21. Verstöße gegen Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesens

Es ist sicherzustellen, dass Verstöße gegen Vorschriften des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens unterbleiben. 

Bei Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des MF
ist stets zu prüfen, ob ein Schaden entstanden ist. Ist dies der
Fall, muss geprüft werden, ob Regress geltend gemacht wer-
den kann. Die Prüfung ist aktenkundig zu machen. Die obers-
ten Landesbehörden haben dem MF über das Ergebnis der Re-
gressprüfung zu berichten, soweit die unzulässigen Haus-
haltsüberschreitungen 500 EUR übersteigen. Der Bericht
entfällt, wenn das Ergebnis der Regressprüfung noch in der
Haushaltsrechnung für das laufende Haushaltsjahr dargestellt
werden kann. 

Die oder der BfdH ist gemäß § 9 LHO zu beteiligen. 
Alle in Betracht kommenden Bediensteten sind durch die

Leiterinnen oder Leiter der Haushaltsmittel bewirtschaften-
den Dienststellen auf die Beachtung der haushaltsrechtlichen
Vorschriften und sonstigen Bestimmungen ausdrücklich hin-
zuweisen. 

Bei Versäumnissen in der Aufsicht und bei Verstößen gegen
die Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-
sens müssen die verantwortlichen Landesbediensteten damit
rechnen, dass sie zum Ersatz eines etwaigen Schadens heran-
gezogen werden. 

22. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2027 außer Kraft. Der Bezugserlass zu a tritt mit Ab-
lauf des 31. 12. 2021 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1932
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D. Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Erteilung der Konzession für Privatkrankenanstalten 
nach § 30 Gewerbeordnung 

RdErl. d. MS v. 8. 12. 2021 — 404-32020/1 —

— VORIS 71290 —

Dieser RdErl. gibt Hinweise zur Konzessionierung und Über-
wachung von Privatkrankenanstalten, Privatentbindungsan-
stalten und Privatnervenkliniken nach § 30 Abs. 1 Satz 1
Gewerbeordnung — im Folgenden: GewO — sowie zum Vor-
liegen von Versagungsgründen nach § 30 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 a
und 2 GewO.

1. Begriff
Privatkrankenanstalten, Privatentbindungsanstalten und Pri-

vatnervenkliniken i. S. von § 30 Abs. 1 Satz 1 GewO sind privat
betriebene Einrichtungen, die der stationären medizinischen
Versorgung dienen. Diese Zweckbestimmung ist gegeben, wenn
in der Einrichtung durch ärztliche und pflegerische Hilfeleis-
tung oder hebammenhilfliche Leistungen Krankheiten, Leiden
oder Körperschäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden
sollen oder Geburtshilfe geleistet wird und wenn die Patien-
tinnen und Patienten untergebracht und verpflegt werden
können. Einrichtungen in freigemeinnütziger und öffentlicher
Trägerschaft bedürfen keiner Konzession nach § 30 GewO.

2. Anforderungen an Privatkrankenanstalten
2.1 Personal
2.1.1 Leitung

Die Einrichtung muss fachlich-medizinisch der ständigen
Leitung oder Aufsicht einer geeigneten Ärztin oder eines ge-
eigneten Arztes unterstehen. Als geeignet ist anzusehen, wer
in dem nach der Aufgabenstellung der Einrichtung einschlägi-
gen Gebiet, Schwerpunkt oder Bereich weitergebildet ist. In
Abwesenheit der leitenden Ärztin oder des leitenden Arztes
muss eine vertraglich verpflichtete ärztliche Vertretung mit aus-
reichender Qualifikation die ärztliche Betreuung der Patien-
tinnen und Patienten übernehmen. Eine Einrichtung, in der
ausschließlich Geburtshilfe geleistet wird unter Einsatz heb-
ammenhilflicher Leistungen, kann auch der ständigen Leitung
oder Aufsicht einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers
unterstehen, die oder der über eine Erlaubnis zum Führen ei-
ner Berufsbezeichnung nach § 5 Abs. 1 HebG verfügt oder de-
ren oder dessen Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung
nach § 73 HebG fortgilt; in Abwesenheit der Hebamme oder
des Entbindungspflegers muss eine Vertretung mit ausreichen-
der Qualifikation die Betreuung der Gebärenden und der Neu-
geborenen übernehmen.
2.1.2 Ärztliches Personal

Eine ausreichende und dem jeweiligen medizinischen Stan-
dard entsprechende ärztliche Versorgung der Patientinnen und
Patienten erfolgt unter Berücksichtigung der Anforderungen
an den Facharztstandard im Rahmen der Aufgabenstellung
der Einrichtung täglich für 24 Std. entweder durch klinikeige-
nes Personal oder im Rahmen von belegärztlichen Leistungen
oder sonstigen Kooperationsleistungen für die Klinik.
2.1.3 Pflegepersonal und sonstiges Personal

Die Einrichtung ist mit Pflegefachkräften, mit medizinisch-
technischem Personal und Funktionspersonal sowie mit dem
für die Betriebsführung erforderlichen sonstigen Personal so
auszustatten, dass die Pflege und Behandlung der Patientin-
nen und Patienten jederzeit sichergestellt sind.

Pflegefachkräfte sind Personen, die über die Erlaubnis zum
Führen einer Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder § 58
Abs. 1 oder 2 PflBG verfügen oder deren Erlaubnis zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung nach § 64 PflBG fortgilt. 

Pflegefachkräfte müssen entsprechend der Aufgabenstellung
der Einrichtung in ausreichender Zahl täglich für 24 Std. auch
im Bereitschafts- und Nachtdienst sowie im Vertretungsfall

zur Verfügung stehen. Besteht eine akutstationäre Einrichtung
aus mehreren, räumlich voneinander getrennten Betriebstei-
len, in denen Patientinnen und Patienten untergebracht sind,
muss in jedem Betriebsteil die ständige Präsenz zumindest ei-
ner Pflegefachkraft gewährleistet sein.

In Einrichtungen oder Betriebsteilen von Einrichtungen, die
akutstationäre Behandlung durchführen, können Pflegekräfte,
die nicht Pflegefachkräfte sind, nach näherer Maßgabe des
§ 137 i und des § 136 a Abs. 2 SGB V eingesetzt werden; in
Einrichtungen oder Betriebsteilen von Einrichtungen, die kei-
ne akutstationäre Behandlung durchführen, können auch
Pflegekräfte eingesetzt werden, die nicht Pflegefachkräfte sind.
In einer von einer Hebamme oder einem Entbindungspfleger
geleiteten Einrichtung können anstelle von Pflegefachkräften
Hebammen oder Entbindungspfleger, die über eine Erlaubnis
zum Führen einer Berufsbezeichnung nach § 5 Abs. 1 HebG
verfügen oder deren Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich-
nung nach § 73 HebG fortgilt, eingesetzt werden.
2.1.4 Hygienefachpersonal

Die Leitung der Einrichtung gemäß § 1 Abs. 2 NMedHygVO
muss nach § 3 Abs. 2 NMedHygVO in ausreichender Zahl
Hygienefachpersonal einsetzen. Die Zahl richtet sich nach ei-
nem Risikoprofil, das sich aus dem Behandlungsspektrum der
Einrichtung und der Gefahr für die Patientinnen und Patien-
ten ergibt, sich nosokomial zu infizieren.
2.1.5 Stationsapothekerin oder Stationsapotheker

Ab dem 1. 1. 2022 muss jede Einrichtung, mit Ausnahme
von Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen und von ei-
ner Hebamme oder einem Entbindungspfleger geleiteten Ein-
richtungen, nach § 19 Abs. 1 Satz 1 NKHG sicherstellen, dass
in ausreichender Zahl Apothekerinnen oder Apotheker als Be-
ratungspersonen für die Stationen eingesetzt werden.
2.1.6 Medizinproduktesicherheitsbeauftragte und Medizin-
produktesicherheitsbeauftragter

Einrichtungen mit regelmäßig mehr als 20 Beschäftigten
haben nach § 6 Abs. 1 MPBetreibV sicherzustellen, dass eine
sachkundige und zuverlässige Person mit medizinischer, na-
turwissenschaftlicher, pflegerischer, pharmazeutischer oder
technischer Ausbildung als Beauftragte oder als Beauftragter
für Medizinproduktesicherheit bestimmt ist.
2.2 Räumliche, medizinische und medizintechnische Ausstat-

tung
2.2.1 Behandlungs- und Funktionsräume

Die Einrichtung muss über zur stationären Versorgung be-
stimmte Räumlichkeiten verfügen. An Funktionsräumen sind
mindestens ein Arztzimmer mit entsprechender Ausstattung
zur Diagnostik und ein Stationszimmer einzurichten. Sofern
Betriebsteile einer Einrichtung, in denen Patientinnen und Pa-
tienten untergebracht sind, räumlich voneinander getrennt
sind, ist für jeden Betriebsteil ein Stationszimmer vorzusehen.

Die Anzahl und Ausstattung dieser Räume richten sich nach
dem Bedarf der Einrichtung. Sie sind baulich-funktional zu ge-
stalten und haben den Hygieneanforderungen zu entsprechen.
2.2.2 Patientinnen- und Patientenzimmer

Die Größe der Patientinnen- und Patientenzimmer richtet
sich nach der jeweiligen Indikation. In jedem Fall muss eine
ausreichende Belüftung und Belichtung gewährleistet sein.

Kranken- und Pflegebetten müssen den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik entsprechen. In Einrichtungen, die
akutstationäre Eingriffe oder Behandlungen vornehmen, müs-
sen die Kranken- und Pflegebetten von beiden Längsseiten
und vom Fußende aus zugänglich sein und ohne wesentliche
Bewegung anderer Kranken- und Pflegebetten aus dem Zim-
mer gefahren werden können. Dem Personal muss es möglich
sein, an der Patientin oder dem Patienten zu arbeiten und mit
medizinischen Geräten durchzugehen. Bettenzimmer dürfen
nicht als Durchgangszimmer genutzt werden. 

In Einrichtungen, die eine stationäre kurmäßige oder reha-
bilitative Behandlung durchführen, entfallen die Anforderun-
gen an die Zugänglichkeit der Kranken- und Pflegebetten,
sofern dies aufgrund der angegebenen Indikationen medizi-
nisch vertretbar ist.
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2.2.3 Bauvorhaben
Die Leitung der Einrichtung hat nach § 2 Abs. 2 NMedHygVO

sicherzustellen, dass Bauvorhaben vor der Ausführung von ei-
ner Krankenhaushygienikerin oder einem Krankenhaushygie-
niker unter hygienischen Gesichtspunkten bewertet werden.
2.2.4 Notrufanlage

Alle Räume in der Einrichtung, in denen sich Patientinnen
und Patienten üblicherweise unbeaufsichtigt aufhalten, sind mit
einer für die Patientinnen und Patienten gut erreichbaren Not-
rufanlage auszustatten. Der Notruf muss sofort die Pflegekräfte
erreichen und ein unverzügliches Eintreffen der Ärztin oder des
Arztes bei der Patientin oder dem Patienten gewährleisten.
2.2.5 Apparative Ausstattung

Die Einrichtung muss entsprechend ihrer Größe sowie der
angegebenen Indikationen grundsätzlich über die erforderliche
medizinisch-technische Ausstattung verfügen, um diagnostische
und therapeutische Maßnahmen durchführen zu können.

Insbesondere muss in jedem räumlich selbständigen Betriebs-
teil, in dem sich Patientinnen und Patienten aufhalten, eine
apparative Mindestausstattung für Notfälle (z. B. mobile Re-
animationseinheit zur Wiederbelebung) ständig vorhanden sein.

Medizinprodukte dürfen nach § 4 Abs. 1 MPBetreibV nur
ihrer Zweckbestimmung entsprechend und nach den medi-
zinprodukterechtlichen Vorschriften sowie den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik betrieben und angewendet
werden. Verstöße gegen medizinprodukterechtliche Vor-
schriften sind unverzüglich der für die Medizinprodukteüber-
wachung zuständigen Behörde zu melden. 
2.2.6 Arzneimittel

Die im Rahmen der Behandlung erforderlichen Arzneimittel
müssen in der Einrichtung verfügbar sein, vor dem Zugriff Un-
befugter geschützt sowie sachgemäß gelagert werden. In allen
Einrichtungen, in denen nach § 18 Abs. 1 Satz 1 NKHG eine
Arzneimittelkommission zu bilden ist, sind Arzneimittel in der
nach § 18 Abs. 3 Nr. 1 zu führenden Arzneimittelliste zu erfassen.

Die Überwachung der Krankenhausapotheke und der kran-
kenhausversorgenden Apotheke richtet sich nach § 64 AMG
und obliegt der Apothekerkammer Niedersachsen.
2.2.7 Klinikfremde Bereiche

Dienen die Räumlichkeiten eines Gebäudes nur teilweise
dem Betrieb einer Einrichtung i. S. des § 30 GewO, so darf der
Betrieb der Einrichtung durch einrichtungsfremde Bereiche
des Gebäudes nicht beeinträchtigt werden. Insbesondere muss
die Einrichtung funktionell und räumlich von den übrigen
nicht medizinischen oder therapeutischen Zwecken dienen-
den Bereichen des Gebäudes getrennt sein. Funktionsräume,
Patientinnen- und Patientenzimmer, Speise- und Therapie-
räume der Einrichtung müssen ohne Durchqueren einrich-
tungsfremder Bereiche erreichbar sein.
2.3 Patientinnen und Patienten

Als Patientinnen und Patienten dürfen nur Personen aufge-
nommen werden, die aus ärztlicher Sicht einer Krankenhaus-
behandlung i. S. des § 39 Abs. 1 Satz 1 SGB V bedürfen, bei
denen eine Entbindung nach § 24 f SGB V vorzunehmen ist
oder die einer stationären rehabilitativen Behandlung i. S. des
§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB V bedürfen und deren stationäre Unter-
bringung nicht durch eine ambulante Behandlung ersetzbar ist.

Andere Personen (z. B. Erholungssuchende, Übernachtungs-
gäste) dürfen nicht als Patientinnen und Patienten aufgenom-
men werden; ausgenommen sind die Fälle der notwendigen
Mitaufnahme einer Begleitperson der Patientin oder des Patien-
ten oder der Mitaufnahme einer Pflegekraft.

Die Aufnahme von Patientinnen und Patienten darf nur im
Rahmen des medizinischen Leistungsspektrums der Einrich-
tung erfolgen.
2.4 Klinikorganisation
2.4.1 Behandlungsort

Die ärztliche, pflegerische und therapeutische Behandlung
der Patientinnen und Patienten muss grundsätzlich in der

Einrichtung erfolgen und gegenüber vorhandenen, natürli-
chen Heilfaktoren überwiegen. Im Rahmen kurmäßiger oder
rehabilitativer Behandlungen können einzelne Behandlungs-
einheiten auch außerhalb des Bereichs der Einrichtung erfolgen,
sofern eine ständige, der Art der Behandlung entsprechende,
qualifizierte medizinische Betreuung der Patientinnen und
Patienten sichergestellt ist. Diagnostische und therapeutische
Maßnahmen müssen allerdings auch in nicht akutstationären
Einrichtungen schwerpunktmäßig in der Einrichtung durch-
geführt werden.

2.4.2 Lebensmittelversorgung

Die Versorgung der Patientinnen und Patienten mit Lebens-
mitteln, unter Berücksichtigung der medizinischen Indikation,
ist zu gewährleisten.

2.4.3 Besuchsregelung

In jeder Einrichtung sind Besuchsregelungen zu treffen.

2.4.4 Hygiene und Infektionsprävention

Die Leitung der Einrichtung hat nach § 2 Abs. 1 Satz 1
NMedHygVO sicherzustellen, dass die dem jeweiligen Stand
der medizinischen Wissenschaft entsprechenden Regeln der
Hygiene beachtet und alle nach dem jeweiligen Stand der me-
dizinischen Wissenschaft erforderlichen Maßnahmen zur
Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von noso-
komialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen
getroffen werden. In jeder Einrichtung sind Hygienekom-
missionssitzungen nach Maßgabe des § 7 NMedHygVO durch-
zuführen. Für die Überwachung von Hygiene und Infektions-
schutz sind die Landkreise und kreisfreien Städte nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NGöGD als Behörden des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes zuständig. Das NLGA berät und unterstützt
nach § 9 NGöGD Behörden und Einrichtungen bei Fragen der
Förderung und des Schutzes der Gesundheit der Bevölkerung
und führt krankenhaushygienische Analysen durch.

2.4.5 Fehlermeldesystem

In jeder Einrichtung, mit Ausnahme von Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie in von einer Hebamme oder
einem Entbindungspfleger geleiteten Einrichtungen, ist nach
§ 15 Abs. 1 NKHG ein Fehlermeldesystem einzuführen, das
für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einfach zugänglich
ist.
2.4.6 Arzneimittelkommission

In jeder Einrichtung, mit Ausnahme von Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie in von einer Hebamme oder
einem Entbindungspfleger geleiteten Einrichtungen, ist eine
Arzneimittelkommission nach Maßgabe des § 18 NKHG ein-
zurichten.

2.4.7 Morbiditäts- und Mortalitätskonferenzen

In jeder Einrichtung, mit Ausnahme von Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie in von einer Hebamme oder
einem Entbindungspfleger geleiteten Einrichtungen, sind Mor-
biditäts- und Mortalitätskonferenzen nach Maßgabe des § 17
NKHG durchzuführen.

2.5 Patientenfürsprecherin oder Patientenfürsprecher

In jeder Einrichtung, mit Ausnahme von Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie in von einer Hebamme oder
einem Entbindungspfleger geleiteten Einrichtungen, muss
nach § 16 Abs. 6 Satz 2 NKHG eine Patientenfürsprecherin oder
ein Patientenfürsprecher sowie eine stellvertretende Patienten-
fürsprecherin oder ein stellvertretender Patientenfürsprecher
berufen sein.

3. Schlussbestimmung
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2026 außer Kraft.

An die 
Landkreise, kreisfreien Städte und die Region Hannover

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1942
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von internationalen Jugendbegegnungen,

Kinder- und Jugendfreizeiten und eintägigen Kinder- 
und Jugendfreizeitmaßnahmen

Erl. d. MS v. 9. 12. 2021 — 306-51 772/5 —

— VORIS 21133 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und
der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen für Maßnahmen,
mit denen für junge Menschen Freizeiterleben in Gemeinschaft
geschaffen werden soll. Ziel der Förderung ist es, die Ein-
schränkungen von jungen Menschen, die durch die COVID-
19-Pandemie hervorgerufen oder verstärkt wurden, zu kom-
pensieren. Die gleichberechtigte Teilhabe aller jungen Men-
schen wird angestrebt.
1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
behörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gefördert werden nachfolgende Maßnahmen für junge
Menschen zwischen 6 und 27 Jahren:
2.1.1 internationale Jugendbegegnungen im In- und Ausland,
2.1.2 Kinder- und Jugendfreizeiten,
2.1.3 eintägige Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahmen.
2.2 Nicht gefördert werden
2.2.1 Bildungsmaßnahmen nach § 10 Jugendförderungsgesetz,
2.2.2 Maßnahmen, die durch das Deutsch-Französische Ju-

gendwerk, das Deutsch-Polnische Jugendwerk, das Ko-
ordinierungszentrum Deutsch-Tschechischer Jugend-
austausch (Tandem), das Koordinierungszentrum Deutsch-
Israelischer Jugendaustausch (ConAct), das Deutsch-
Griechische Jugendwerk und die Stiftung Deutsch-Rus-
sischer Jugendaustausch gefördert werden.

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind die Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe, die freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe sowie
deren Zusammenschlüsse in Niedersach sen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Eintägige Maßnahmen müssen eine Zeitdauer von min-
destens sechs Zeitstunden umfassen.
4.2 An einer Maßnahme müssen mindestens acht junge
Menschen teilnehmen.
4.3 Für jede Maßnahme ist eine vollständig ausgefüllte und
eigenhändig unterschriebene Teilnahmeliste zu führen. Dar-
über hinaus sind von den freien und öffentlichen Trägern fol-
gende Angaben zu erheben:
— Träger der Maßnahme,
— Teilnehmendenzahl,
— Geschlecht (w/m/d),
— Art der Maßnahme (internationale Jugendbegegnung, Kin-

der- und Jugendfreizeit, eintägige Kinder- und Jugendfrei-
zeitmaßnahme),

— Dauer der Maßnahme in Tagen (An- und Abreisetag gilt als
voller Tag),

— Ort der Maßnahme (Niedersachsen, sonstiges Bundesland,
Ausland [mit Angabe des Landes]),

— Überwiegender Anteil der Teilnehmenden nach Alters-
gruppe (Kinder U10, Kinder 10 bis U14, Jugendliche 14 bis
U18, junge Erwachsene 18 bis 27),

— Themenschwerpunkte (Natur und Umwelt; Handwerk und
Technik; Rettungs- und Hilfstechniken; [Gesellschafts-]Po-
litik, Historie, Arbeitswelt, Interkultur, Weltanschauung,
Religion; Medien[pädagogik]; Hauswirtschaft; Jugendkultur
und künstlerische Kreativität; Spiel; Sport; Traditions- und

Brauchtumspflege; Didaktik und Methodik; Geschlecht;
Gewalt und Gewaltprävention; Schule; Beratungen; Sons-
tiges; kein festgelegter Schwerpunkt),

— Kurzbeschreibung der durchgeführten Maßnahme.
4.4 Für dieselbe Maßnahme dürfen keine Leistungen nach
anderen Förderprogrammen der EU, des Bundes oder des Lan-
des in Anspruch genommen werden.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektförderung
gewährt. Die Höhe der Zuwendung beträgt:
— je Teilnahmetag bis zu 40 EUR. Der An- und der Abreise-

tag gilt für die Zuschussberechnung jeweils als voller Tag.
— Je teilnehmende Person einmalig zur Deckung der Fahrt-

kosten zum Programmort und zurück bis zu 60 EUR. Hier
ist die Bindung an das BRKG zu beachten.

— Je Programmtag und Person eine Honorarkostenpauschale
von 305 EUR für Begleitpersonen, Teamerinnen und Tea-
mer sowie pädagogisches Personal. Hier sind bei der Ab-
rechnung die Kopie des Honorarvertrages sowie der
Zahlungsnachweis erforderlich.

5.2 Ausgaben für Personal in anteiliger Festanstellung bei
den Trägern sind als Honorarkosten zuwendungsfähig, wenn
die jeweilige Tätigkeit über das nach dem regulären Arbeits-
verhältnis Geschuldete hinausgeht. Hier sind bei der Abrech-
nung die Kopie des Honorarvertrages sowie der Zahlungs-
nachweis erforderlich.
5.3 Abweichend von Nummer 1.1 der VV zu § 44 LHO kön-
nen im Ausnahmefall Zuwendungen unterhalb der Bagatell-
grenze bewilligt werden, wenn diese mindestens 500 EUR
betragen.

6. Anweisungen zum Verfahren
6.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zu-
wendung gelten die  VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in
dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.
6.2 Bewilligungsbehörde ist das Niedersächsische Landes-
amt für Soziales, Jugend und Familie, Domhof 1, 31134 Hil-
desheim.
6.3 Die Bewilligungsbehörde stellt die für die Antragstellung
und die Auszahlungsanforderung erforderlichen Informationen
auf ihrer Internetseite unter www.soziales.niedersachsen.de
bereit. Anträge sind bis spätestens zum 31. 10. 2022 an die Be-
willigungsbehörde zu richten.
6.4 Auf die Förderung durch das Aktionsprogramm des Bun-
des „Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ ist
durch den Maßnahmeträger hinzuweisen.
6.5 Eine allgemeine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen
Vorhabenbeginns nach Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO wird
ab 15. 7. 2021 zugelassen.
6.6 Nach Nummer 5.1.5 der VV zu § 44 LHO wird ein einfa-
cher Verwendungsnachweis für freie Träger der Kinder- und
Jugendhilfe zugelassen.
6.7 Die unter Nummer 4.3 aufgeführten Angaben sowie die
unterschriebene Teilnahmeliste sind spätestens zwei Monate
nach Beendigung der Maßnahme vom Zuwendungsemp fän-
ger bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.
6.8 Die Bewilligungsbehörde fertigt auf Grundlage der erho-
benen Informationen und Kennzahlen bis zum 15. 3. 2022 ei-
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nen Zwischenbericht über die Mittelverwendung in 2021. Bis
zum 15. 3. 2023 fertigt die Bewilligungsbehörde einen Ab-
schlussbericht. Falls notwendig kann der Abschlussbericht
bis zum 15. 9. 2023 aktualisiert werden.

7. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 9. 12. 2021 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2022 außer Kraft.

An das
Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie
Nachrichtlich:
An
den Landesjugendhilfeausschuss
den Landesbeirat für Jugendarbeit
den Landesjugendring Niedersachsen
die Sportjugend Niedersachsen
das Paritätische Jugendwerk Niedersachsen
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände
die Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter der Länder Niedersachsen
und Bremen
die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Nieder-
sachsen
die Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
das Katholische Büro Niedersachsen
die Jugendverbände, die auf Landesebene als Träger der freien Jugend-
hilfe anerkannt sind
die Landesarbeitsgemeinschaft Offene Kinder und Jugendarbeit
die Landesarbeitsgemeinschaft Niedersachsen für Ambulante Sozial-
pädagogische Angebote nach dem Jugendrecht e. V.
die Landesarbeitsgemeinschaft für Jugendsozialarbeit in Niedersachsen
die Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung Niedersachsen e. V.
(LKJ)

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1944

Allgemeinverfügung
zur Feststellung des Zeitpunkts, ab dem die landesweite

Warnstufe 2 in Niedersachsen gilt;
öffentliche Bekanntmachung

AV d. MS v. 15. 12. 2021 
— CorS3/401-41609-11-3 —*)

Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung erlässt aufgrund des § 32 Satz 1 i. V. m. § 28
Absatz 1 Sätze 1 und 2 und § 28 a des Infektionsschutzge-
setzes1) (IfSG) i. V. m. § 3 Abs.1 Niedersächsische Verordnung
über infektionspräventive Schutzmaßnahmen zur Eindämmung
des Coronavirus SARS-CoV-2 und dessen Varianten (Nieder-
sächsische Corona-Verordnung) vom 23. November 2021
(Nds. GVBl. S. 770), zuletzt geändert durch Verordnung vom
13. Dezember 2021 (Eilverkündung vom 13. Dezember 2021
unter www.niedersachsen.de/verkuendung) folgende Allge-
meinverfügung:
Es wird festgestellt, dass ab dem 17. Dezember 2021 (0000 Uhr)
die Warnstufe 2 gemäß § 2 Abs. 2 der Niedersächsischen Co-
rona-Verordnung landesweit für das Land Niedersachsen gilt.

 Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 3 Abs. 1 der Nie-
dersächsischen Corona-Verordnung mit ihrer Einstellung auf
der Internetseite https://www.niedersachsen.de/Coronavirus/
vorschriften/vorschriften-der-landesregierung-185856.html als
bekannt gegeben. 

Begründung:
Rechtsgrundlage für die Feststellung ist § 2 Abs. 2 und § 3

Abs. 1 der Niedersächsischen Corona-Verordnung. Erreichen
der Leitindikator „Hospitalisierung“ und der Indikator „Inten-
sivbetten“ an fünf aufeinander folgenden Werktagen, wobei
Sonn- und Feiertage nicht die Zählung der Werktage unterbre-
chen, (Fünftagesabschnitt) jeweils mindestens den in der Ver-
ordnung in § 2 Abs. 2 der vorgenannten Verordnung fest-
gelegten Wertebereich, so stellt das für Gesundheit zuständige
Ministerium den Zeitpunkt fest, ab dem die jeweilige Warn-
stufe gilt. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 Niedersächsische
Corona-Verordnung gelten die Maßnahmen ab dem übernäch-
sten Tag nach dem Ablauf des Fünftagesabschnitts.

Die Werte stellen sich wie folgt dar:

Der Leitindikator „Hospitalisierung“ und der Indikator „In-
tensivbetten“ haben an fünf Werktagen in Folge den Wertebe-
reich der Warnstufe 2 erreicht. Der Wertebereich für den
Leitindikator „Hospitalisierung liegt nach § 2 Abs. 2 Nieder-
sächsische Corona-Verordnung bei mehr als 6. Der Wertebe-
reich der „Intensivbetten“ bei mehr als 10. Damit sind an fünf
Werktagen in Folge die Wertebereiche der Indikatoren „Hospi-
talisierung“ und „Intensivbetten“ der Warnstufe 2 nach § 2
Abs. 2 der Niedersächsischen Corona-Verordnung erreicht
worden. In diesem Fall hat das für Gesundheit zuständige Mi-
nisterium durch Allgemeinverfügung den Zeitpunkt festzu-
stellen, ab dem die jeweilige Warnstufe gilt. Die Warnstufe 2
gilt somit ab dem übernächsten Tag, also ab dem 17. Dezem-
ber 2021.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim zuständigen Verwaltungs-
gericht erhoben werden. Die Klage ist bei dem Verwaltungsge-
richt, in dessen Bezirk die Klägerin oder der Kläger ihren oder
seinen Wohnsitz hat, zu erheben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Städten
Braunschweig, Salzgitter oder Wolfsburg oder in den Land-
kreisen Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine oder Wolfenbüttel
ist die Klage bei dem Verwaltungsgericht Braunschweig, Wil-
helmstraße 55, 38100 Braunschweig, zu erheben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Landkrei-
sen Göttingen oder Northeim ist die Klage bei dem Verwal-
tungsgericht Göttingen, Berliner Straße 5, 37073 Göttingen,
zu erheben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Landkreisen
Diepholz, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden, Nienburg
(Weser), Schaumburg oder in der Region Hannover ist die Klage
bei dem Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstraße 15,
30175 Hannover, zu erheben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Landkrei-
sen Celle, Harburg, Lüchow- Dannenberg, Lüneburg, Heide-
kreis oder Uelzen ist die Klage bei dem Verwaltungsgericht
Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg, zu er-
heben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Städten
Delmenhorst, Emden, Oldenburg oder Wilhelmshaven oder in
den Landkreisen Ammerland, Aurich, Cloppenburg, Friesland,
Leer, Oldenburg, Vechta, Wesermarsch oder Wittmund ist die
Klage bei dem Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10,
26122 Oldenburg, zu erheben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in der Stadt Os-
nabrück oder in den Landkreisen Grafschaft Bentheim, Ems-
land oder Osnabrück ist die Klage bei dem Verwaltungsge-
richt Osnabrück, Hakenstraße 15, 49074 Osnabrück, zu erhe-
ben.

Für Klägerinnen oder Kläger mit Wohnsitz in den Landkrei-
sen Cuxhaven, Osterholz, Rotenburg (Wümme), Stade oder
Verden ist die Klage bei dem Verwaltungsgericht Stade, Am
Sande 4, 21682 Stade, zu erheben.

*) Bekanntgegeben gemäß § 3 Abs. 1 der Niedersächsischen Corona-
Verordnung am 15.12.2021.

1) Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I
S. 5162) geändert worden ist.

Leit-/ 
Indikator

10. 12.
2021

11. 12.
2021

So. 13. 12.
2021

14. 12.
2021

15. 12.
2021

Hospita-
lisierung

6,1 6,1 6,2 6,3 6,3 6,4

Intensiv-
betten

10,6 % 10,5 10,9 10,3 10,6 10,5
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Hinweis: 
Gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG hat eine Anfech-
tungsklage gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschie-
bende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht, in
dessen Bezirk die Klägerin oder der Kläger ihren oder seinen
Wohnsitz hat, nach § 80 Absatz 5 VwGO die aufschiebende
Wirkung der Klage anordnen.

Hannover, den 15. Dezember 2021

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Im Auftrage

Claudia  S c h r ö d e r

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1945

E. Ministerium für Wissenschaft und Kultur

Richtlinie zur Durchführung des § 22 
des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes

(Beauftragte für die Denkmalpflege)

RdErl. d. MWK v. 2. 11. 2021 — 34-57 707 —

— VORIS 22510 —

§ 22 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes vom
30. 5. 1978 (Nds. GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 10. 11. 2021 (Nds. GVBl. S. 732), sieht Be-
auftragte für die Bau- und Kunstdenkmalpflege sowie Beauf-
tragte für die archäologische Denkmalpflege vor. Die Beauf-
tragten sind ehrenamtlich tätig. Hinsichtlich ihrer Bestellung,
ihrer Aufgaben und ihrer Arbeitsweise wird die nachstehende
Richtlinie erlassen. 

1. Bestellung
1.1 Es sind nur solche Persönlichkeiten zu Beauftragten zu
bestellen, die aufgrund ihrer besonderen Fach- und Orts-
kenntnis in der Lage sind, die in Nummer 2 aufgeführten Auf-
gaben zu erfüllen. Bei der Auswahl ist darauf zu achten, dass
die Beauftragten ihre Tätigkeit neutral und ausschließlich den
Zielen des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes die-
nend ausüben können.
1.2 Die Beauftragten können für das gesamte Gebiet oder für
einen Teil desselben bestellt werden, für das eine untere
Denkmalschutzbehörde zuständig ist. 
1.3 Die Beauftragten werden gemäß § 22 des Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes von der jeweils zuständigen
unteren Denkmalschutzbehörde im Einvernehmen mit dem
Landesamt für Denkmalpflege bestellt. Sie erhalten ein Bestel-
lungsschreiben der unteren Denkmalschutzbehörde.
1.4 Die Bestellung wird für einen Zeitraum von vier Jahren
ausgesprochen. Die Bestellung kann aus wichtigem Grund wi-
derrufen werden (§ 1 Abs. 1 NVwVfG i. V. m. § 86 VwVfG).
Wiederbestellung ist möglich.
1.5 Mit der Bestellung wird den Beauftragten der Text dieser
Richtlinie zur Verfügung gestellt. Sie erklären sich mit der Be-
stellung und den übertragenen Aufgaben schriftlich einver-
standen.
1.6 Die Beauftragten erhalten mit der Bestellung einen Aus-
weis, der sie legitimiert, im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen für die Denkmalbehörden beratend und unterstüt-
zend tätig zu sein (Anlage).

2. Aufgaben und Arbeitsweise der Beauftragten
2.1 Die Beauftragten haben beratende Funktion und sind eh-
renamtlich tätig.

2.2 Sie sind bei der Ausübung ihrer Tätigkeit an die Weisun-
gen der sie berufenden Denkmalschutzbehörde gebunden; sie
wirken in allen Fachfragen auch mit dem Landesamt für
Denkmalpflege zusammen. Es ist zu unterscheiden zwischen
den Aufgaben der Beauftragten für die Bau- und Kunstdenk-
malpflege und den Aufgaben der Beauftragten für die archäo-
logische Denkmalpflege.

2.3 Aufgaben der Beauftragten für die Bau- und Kunstdenk-
malpflege:

2.3.1 Benachrichtigung der unteren Denkmalschutzbehör-
den, sofern die Gefährdung eines Baudenkmals bekannt
wird, sowie Hinweise auf Planungen oder sonstige Maß-
nahmen, die eine Gefährdung eines Baudenkmals zur
Folge haben können,

2.3.2 Tätigkeiten nach § 27 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes, sofern eine Denkmalbehörde sie aus-
drücklich beauftragt, insbesondere in Fällen der akuten
Gefährdung eines Baudenkmals,

2.3.3 Unterstützung aller Maßnahmen der Denkmalbehör-
den, insbesondere bei der Beratung von Denkmaleigen-
tümerinnen und Denkmaleigentümern oder Denkmal-
besitzerinnen und Denkmalbesitzern, bei Maßnahmen
zur Erfassung, Erforschung und Erhaltung von Bau-
denkmalen sowie bei der Öffentlichkeitsarbeit,

2.3.4 Zusammenwirken mit Institutionen, Verbänden und
Personen, die mit Bau- und Kunstdenkmalpflege befasst
sind oder ihre Ziele fördern,

2.3.5 Information der Öffentlichkeit über Denkmalschutz und
Denkmalpflege, insbesondere im Zusammenwirken mit
regionalen Institutionen und Organisationen, die die
Erhaltung von Kulturdenkmalen zum Ziele haben,

2.3.6 Berichterstattung gegenüber der unteren Denkmal-
schutzbehörde über wahrgenommene Aufgaben.

2.4 Aufgaben der Beauftragten für die archäologische Denk-
malpflege:

2.4.1 Benachrichtigung der zuständigen unteren Denkmal-
schutzbehörde, sofern die Gefährdung eines Boden-
denkmals bekannt wird, sowie Hinweis auf Planungen
oder sonstige Maßnahmen, die eine Gefährdung eines



Nds. MBl. Nr. 51/2021

1947

Bodendenkmals zur Folge haben können, Überprüfung
und Registrierung von Bodendenkmalen und Fundstel-
len im Gelände und Dokumentation der Ergebnisse,

2.4.2 Tätigkeiten nach § 27 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes, sofern eine Denkmalbehörde sie aus-
drücklich beauftragt, insbesondere in Fällen akuter
Gefährdung eines Bodendenkmals,

2.4.3 Beobachtung von Erdaufschlüssen, die archäologische
Ergebnisse und Funde erwarten lassen,

2.4.4 Mitwirkung bei der Durchführung des Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes, insbesondere des § 14
Abs. 1 und 3 (Bodenfunde), des § 15 (vorübergehende
Überlassung von Bodenfunden) sowie bei der Durch-
führung von Rettungsgrabungen im Auftrage der zu-
ständigen Denkmalbehörde,

2.4.5 Zusammenwirken mit Institutionen, Verbänden und
Personen, die mit archäologischer Denkmalpflege be-
fasst sind oder ihre Ziele fördern,

2.4.6 Unterstützung aller Maßnahmen der Denkmalbehör-
den durch Aufklärung der Öffentlichkeit, insbesondere
in den Medien, durch Ausstellungen und Vorträge,

2.4.7 Berichterstattung gegenüber der unteren Denkmal-
schutzbehörde über wahrgenommene Aufgaben.

3. Entschädigung
Die Höhe der Aufwandsentschädigung ist in der Verordnung

über die Aufwandsentschädigung der Beauftragten für die
Bau- und Kunstdenkmalpflege und der Beauftragten für die
archäologische Denkmalpflege vom 22. 8. 1979 (Nds. GVBl.
S. 252), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. 11. 2005
(Nds. GVBl. S. 362), geregelt. Zuständig für die Durchführung
dieser Verordnung und die Bewirtschaftung der Mittel ist das
Landesamt für Denkmalpflege.

4. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2026 außer Kraft.

An
die unteren Denkmalschutzbehörden
das Niedersächsische Landesamt für Denkmalpflege
Nachrichtlich:
An die
übrigen Gemeinden
Hochbauverwaltung des Landes

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1946
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Auszug aus dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz 

 

§ 22 

Beauftragte für Denkmalpflege 

(1) Die untere Denkmalschutzbehörde kann Beauftragte für 

die Bau- und Kunstdenkmalpflege und Beauftragte für 

die archäologische Denkmalpflege bestellen. Sie bestellt 

die Beauftragten im Einvernehmen mit dem Nieder-

sächsischen Landesamt für Denkmalpflege. Die Beauf-

tragten sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Die Beauftragten beraten und unterstützen die Denk-

malschutzbehörden in allen Angelegenheiten des 

Denkmalschutzes und der Denkmalpflege. 

(3) Das Land ersetzt den Beauftragten die Kosten, die 

ihnen durch ihre Tätigkeit entstehen. Die oberste Denk-

malschutzbehörde wird ermächtigt, durch Verordnung 

nähere Vorschriften zu erlassen. 

 

§ 27 

Duldungs- und Auskunftspflichten 

(1) Bedienstete und Beauftragte der Denkmalbehörden 

dürfen nach vorheriger Benachrichtigung Grundstücke, 

zur Abwehr einer dringenden Gefahr für ein Kultur-

denkmal auch Wohnungen, betreten, soweit es zur 

Durchführung dieses Gesetzes notwendig ist. Sie dürfen 

Kulturdenkmale besichtigen und die notwendigen wis-

senschaftlichen Erfassungsmaßnahmen, insbesondere 

zur Inventarisation, durchführen. Das Grundrecht der 

Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundge-

setzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Eigentümer und Besitzer von Kulturdenkmalen haben 

den Denkmalbehörden sowie ihren Beauftragten die 

zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen. 

 

 

 

Name:.................................................................................. 

 

Wohnort:............................................................................. 

 

Straße:................................................................................. 

 

Die Bestellung gilt für den Bereich: 

........................................................................................... 

 

Die Bestellung ist befristet bis zum: 

.......................................................................................... 

 

verlängert bis zum:............................................................. 

 

 

 

 

..................................                ......................................... 

(Siegel) 

 

                           

 

                                            

 

A u s w e i s  

 

aufgrund des § 22 Abs. 1 des Niedersächsischen 

Denkmalschutzgesetzes i. d. F. vom 30. 5. 1978 (Nds. GVBl. 

S. 517), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

10. 11. 2021 (Nds. GVBl. S. 732), i. V. m. Nummer 1.6 des 

RdErl. des MWK vom 2. 11. 2021 (Nds. MBl. S.

 

Die Inhaberin oder der Inhhaber dieses Ausweises ist von mir 

beauftragt, die Denkmalschutzbehörden in allen 

Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der 

Denkmalpflege zu beraten und zu unterstützen. Soweit es 

dazu notwendig ist, darf sie oder er nach vorheriger 

Benachrichtigung Grundstücke  und zur Abwehr einer 

dringenden Gefahr für ein Kulturdenkmal  auch Wohnungen 

betreten. Eigentümerinnen, Eigentümer, Besitzerinnen und 

Besitzer von Kulturdenkmalen sind verpflichtet, die 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lichtbild 

der 

Inhaberin oder 

des 

Inhabers 

 

1946).

Anlage
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Richtlinie zur Gewährung von Studienqualitätsmitteln

RdErl. d. MWK v. 1. 12. 2021 — 25-71111/1-6 —

— VORIS 22210 —

— Im Einvernehmen mit dem MF —

Bezug: RdErl. v. 28. 7. 2014 (Nds. MBl. S. 557), geändert durch
RdErl. v. 13. 11. 2017 (Nds. MBl. S. 1484)

Durch § 14 a Abs. 2 Satz 2 NHG i. d. F. vom 26. 2. 2007
(Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 16. 3. 2021 (Nds. GVBl. S. 133), wird das MWK er-
mächtigt, das Nähere zum Verfahren und zur Zahlung der
Studienqualitätsmittel im Einvernehmen mit dem MF zu re-
geln. Daher gewährt das MWK nach Maßgabe dieser Richt-
linie den Hochschulen in staatlicher Verantwortung gemäß
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 NHG, mit Ausnahme der Nord-
deutschen Hochschule für Rechtspflege, Studienqualitätsmit-
tel gemäß § 14 a NHG. Die Studienqualitätsmittel werden zur
Sicherung und Verbesserung der Qualität der Lehre und der
Studienbedingungen gewährt.

1. Grundlagen zur Ermittlung der Höhe der Studienqualitätsmittel

1.1 Die Studienqualitätsmittel werden für alle eingeschrie-
benen und nicht beurlaubten Studierenden in einem grund-
ständigen Studiengang oder in einem konsekutiven Master-
studiengang während der Regelstudienzeit zuzüglich einma-
lig vier weiterer Semester oder Trimester gewährt. Studien-
zeiten an Hochschulen im Geltungsbereich des GG, die in
staatlicher Verantwortung stehen oder dauerhaft staatlich ge-
fördert sind, werden angerechnet. Die Hochschulen melden
dem MWK nur die Zahl der Studierenden, für welche, unter
Berücksichtigung von anrechnungspflichtigen Studienzeiten
gemäß § 14 a Abs. 1 Satz 1 NHG, Studienqualitätsmittel ge-
währt werden können. Näheres regelt Nummer 2.

1.2 Die Studienqualitätsmittel betragen für jede Studierende
und jeden Studierenden 500 EUR für jedes Semester oder
333 EUR für jedes Trimester abzüglich des in den Jahren 2009
bis 2013 landesdurchschnittlichen Anteils von Ausnahmen
und Billigkeitsmaßnahmen nach § 11 Abs. 4 und § 14 Abs. 2
NHG in der bis zum 31. 8. 2014 geltenden Fassung. Die Be-
rechnung dieses Abzugsbetrages erfolgt auf der Grundlage der
von den Hochschulen im Rahmen der Fortführung der Daten-
erhebung zur Evaluation der Studienbeiträge gemeldeten Da-
tenlieferungen.

1.3 Aus dem Quotienten der Summe (2009—2013) der lan-
desweit eingenommenen Studienbeiträge und der Summe der
landesweit im gleichen Zeitraum studienbeitragspflichtigen
Studierenden beläuft sich der tatsächliche Auszahlungsbetrag
für jede Studierende und jeden Studierenden in einem grund-
ständigen Studiengang oder in einem konsekutiven Master-
studiengang während der Regelstudienzeit zuzüglich einmalig
vier weiterer Semester auf 440,81 EUR.

1.4 Gemäß § 72 Abs. 16 Satz 1 NHG gilt für Studierende, die
im Zeitraum vom Sommersemester 2020 bis Sommersemester
2021 für ein Semester immatrikuliert waren, eine um ein Se-
mester verlängerte individuelle Regelstudienzeit. Gemäß § 72
Abs. 16 Satz 2 NHG gilt für Studierende, die im Zeitraum
nach Satz 1 für mindestens zwei Semester immatrikuliert wa-
ren, eine um zwei Semester verlängerte individuelle Regelstu-
dienzeit. Mit der Niedersächsischen Verordnung zur weiteren
Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit vom 9. 6. 2021
(Nds. GVBl S. 377) gilt für den Personenkreis nach Satz 1 eine
um drei Semester verlängerte individuelle Regelstudienzeit.
Bei der Gewährung der Studienqualitätsmittel nach § 14 a
Abs. 1 Satz 1 NHG wird von der Verlängerung der individuel-
len Regelstudienzeit nach den Sätzen 1 bis 3 nur ein Semester
berücksichtigt. Diese Regelung gilt für Universitäten und
gleichgestellte Hochschulen mit Wirkung vom 1. 4. 2020 und
für Fachhochschulen mit Wirkung vom 1. 3. 2020.

1.5 Das MWK bestimmt die Höhe der auf die einzelnen Hoch-
schulen entfallenden Beträge.

2. Regelung des Zahlungsverfahrens
2.1 Die Studienqualitätsmittel werden jeweils zum 1. März
für das Sommersemester und zum 1. September für das Win-
tersemester gewährt. Es sind Abschlagszahlungen und Spitz-
abrechnungen vorgesehen. 
2.2 Die Abschlagszahlungen werden auf der Grundlage der
nach Nummer 1.1 maßgeblichen Anzahl der Studierenden
des dem jeweiligen Sommersemester vorangegangenen Som-
mersemesters bzw. des dem jeweiligen Wintersemester voran-
gegangenen Wintersemesters berechnet. Zur Vorbereitung
dieser Abschlagszahlungen teilen die Hochschulen dem MWK
die Gesamtzahl der nach Nummer 1.1 maßgeblichen Anzahl
der Studierenden zu folgenden Terminen mit: 
— Daten für das abgelaufene Sommersemester (Stichtag der

amtlichen Statistik) bis zum 15. Januar des Folgejahres für
die Abschlagszahlung zum 1. März;

— Daten für das abgelaufene Wintersemester (Stichtag der
amtlichen Statistik) bis zum 15. Juni des dem Beginn des
Wintersemesters folgenden Jahres für die Abschlagszah-
lung zum 1. September.

Diese gemeldeten Daten werden gleichzeitig zur Spitzab-
rechnung für das jeweils abgelaufene Wintersemester bzw.
Sommersemester herangezogen. Überzahlungen werden mit
der dem jeweiligen Berichtstermin folgenden Abschlagszah-
lung verrechnet, Nachzahlungen mit der dem jeweiligen Be-
richtstermin folgenden Abschlagszahlung geleistet.

3. Verwendung der Studienqualitätsmittel
3.1 Gemäß § 14 b Abs. 1 Sätze 1 bis 3 NHG sind die Studien-
qualitätsmittel für die Sicherung und Verbesserung der Quali-
tät der Lehre und der Studienbedingungen zu verwenden.
Verwendung i. S. dieser Vorschrift ist die Verausgabung durch
die Hochschule oder durch die die Hochschule tragende Stif-
tung. 
3.2 Gemäß § 14 b Abs. 1 Satz 4 NHG sind die Studienquali-
tätsmittel innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Zahlung
zweckentsprechend zu verausgaben. Im Falle einer rechtzeiti-
gen Datenlieferung gemäß Nummer 2.2 beginnt die Frist ge-
mäß § 14 b Abs. 1 Satz 4 NHG mit dem Zahlungseingang bei
der Hochschule oder der die Hochschule tragenden Stiftung;
bei verspäteter Datenlieferung gilt für die Bemessung des
Fristbeginns als fiktiver Zahlungstermin (Nummer 2.1) das
Datum der Auszahlungen für die Fälle der rechtzeitigen Da-
tenlieferung. Das MWK informiert die Hochschulen über den
Fristbeginn nach Satz 2, Halbsatz 2 dieser Nummer entspre-
chend.
3.3 Die Studienqualitätsmittel sollen vorrangig verwendet
werden, um das Betreuungsverhältnis zwischen Studierenden
und Lehrenden zu verbessern, zusätzliche Tutorien anzubie-
ten und die Ausstattung der Bibliotheken sowie der Lehr- und
Laborräume zu verbessern. Soweit aus den Studienqualitäts-
mitteln zusätzliches Lehrpersonal finanziert wird, darf es nur
zu solchen Lehraufgaben verpflichtet werden, die das für die
Studiengänge erforderliche Lehrangebot ergänzen oder vertie-
fen. Die von den aus Studienqualitätsmitteln finanzierten zu-
sätzlichen Lehrpersonen anzubietende Lehre darf nicht das
Grundlehrangebot ersetzen. Bei Beschäftigungen mit wesent-
lichen Arbeitszeitanteilen für Forschungstätigkeiten sollte eine
Mischfinanzierung aus Globalhaushalt und Studienqualitäts-
mitteln erfolgen. Im Einvernehmen mit der Studienqualitäts-
kommission können Studienqualitätsmittel zu einem Anteil
von bis zu 40 % je Semester auch für Maßnahmen der Hoch-
schule zur Verbesserung der lehr- und lernbezogenen Infra-
struktur unter Berücksichtigung des Klimaschutzes sowie für
Maßnahmen an der Hochschule zur Unterstützung der Stu-
dienentscheidung von Studieninteressierten, die geeignet sind,
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eine Steigerung des Studienerfolgs herbeizuführen, verwen-
det werden. Die mögliche Aufteilung der Studienqualitätsmit-
tel — auch auf die vorgenannten zwei Verwendungsmöglich-
keiten — bleibt den Hochschulen im Einvernehmen mit der
Studienqualitätskommission vorbehalten. Maßnahmen zur
Verbesserung der lehr- und lernbezogenen Infrastruktur sind
von der Hochschule grundsätzlich durch nicht gebundene
Rücklagen gegenzufinanzieren. Sind keine oder keine unge-
bundenen Rücklagen vorhanden, ist die Realisierung auch
ohne Gegenfinanzierung möglich.

Die Verwendung der Studienqualitätsmittel für Maßnah-
men zur Förderung der hochschulbezogenen sozialen Infra-
struktur und die Vergabe von Stipendien ist ausgeschlossen.
Soweit es sich um klassische Leistungen für Studierende und
um hochschuleigene Angebote handelt, können entsprechende
Maßnahmen aus den Studienqualitätsmitteln finanziert wer-
den. Für Angebote der Studentenwerke sowie der Studieren-
denschaft ist eine Verwendung von Studienqualitätsmitteln
nicht zulässig. Sofern zur Herrichtung zusätzlicher Nutzungs-
möglichkeiten für Lehrveranstaltungen Räumlichkeiten der
sozialen Infrastruktur herangezogen werden sollen, kann eine
Teilfinanzierung für die Schaffung der Nutzungsvorausset-
zungen für die Lehrveranstaltungen aus den Studienqualitäts-
mitteln erfolgen. Auch wenn es sich bei Exkursionszuschüssen
nicht um individuelle Förderungen in Form von Stipendien
handelt, sind Exkursionszuschüsse (z. B. zur Erlangung von
Auslandserfahrungen), unter Einforderung eines angemesse-
nen Eigenbeitrags der Studierenden, auf Pflichtexkursionen
zu beschränken.
3.4 Gemäß § 14 b Abs. 1 Satz 5 NHG vermindern die Studi-
enqualitätsmittel, die nicht innerhalb der in Nummer 3.2 ge-
nannten Frist bzw. einer gemäß Nummer 3.6 genehmigten
verlängerten Frist bis zu deren Ablauf zweckentsprechend
verausgabt werden, den auf die jeweilige Hochschule nach
§ 14 a Abs. 2 Satz 1 NHG entfallenden Betrag für das nächst-
folgende Semester oder Trimester, für das Studienqualitäts-
mittel noch nicht gewährt wurden, in entsprechender Höhe.
3.5 Gemäß § 14 b Abs. 2 Satz 2 NHG entscheidet das Präsi-
dium im Einvernehmen mit der Studienqualitätskommission
über die Verwendung der Studienqualitätsmittel. Kann ein
Einvernehmen nicht erreicht werden, unternimmt der Senat
auf Antrag des Präsidiums einen Einigungsversuch. Kommt
eine Einigung nicht zustande, so entscheidet das Präsidium
abschließend. Die Entscheidung über die Verwendung der
Studienqualitätsmittel schließt die Entscheidung über die
pauschale Aufteilung der Studienqualitätsmittel auf die Zen-
tralen Einrichtungen, die zentrale Universitätsverwaltung
und die Fakultäten sowie vergleichbaren Organisationseinhei-
ten ein. Soweit die Studienqualitätsmittel pauschal auf die Fa-
kultäten und vergleichbare Organisationseinheiten verteilt
sind, tritt an die Stelle der Studienqualitätskommission die
Studienkommission (§ 45 NHG). Der Erlass hochschuleigener
Richtlinien zur hochschulinternen Aufteilung der Studien-
qualitätsmittel ist möglich. Hochschulinterne Regelungen sind
einzuhalten. Vom Gesetz abweichende Zuständigkeitsrege-
lungen können jedoch auch über hochschuleigene Richtlinien
nicht getroffen werden.
3.6 Gemäß § 14 b Abs. 1 Satz 6 NHG kann das MWK bei
Vorliegen besonderer Gründe die zweijährige Verwendungs-
frist gemäß § 14 b Abs. 1 Satz 4 NHG verlängern. Wegen des
Grundsatzes der zeitnahen Verwendung der Studienqualitäts-
mittel werden besonders hohe Anforderungen an das Vorlie-
gen besonderer Ausnahmegründe gestellt. Die Nichteinhal-
tung der Frist darf von der Hochschule nicht zu vertreten sein.
Anträge sind unverzüglich nach Kenntnis der Gründe, die ei-
ner zweckentsprechenden Verwendung innerhalb der Frist
entgegenstehen einzureichen und zu begründen; dabei ist
auch die Dauer der beantragten Fristverlängerung anzugeben.
Bei Maßnahmen zur Verbesserung der lehr- und lernbezoge-
nen Infrastruktur, die aufgrund ihres Gesamtvolumens die

Ansparung von Studienqualitätsmitteln über mindestens zwei
Semester erforderlich machen und die voraussichtlich nicht
innerhalb der zweijährigen Verwendungsfrist realisiert wer-
den können, kann der Antrag mit Wirkung für das vorgesehe-
ne Gesamtvolumen der Studienqualitätsmittel bereits zu dem
Zeitpunkt gestellt werden, an dem die Maßnahme im Einver-
nehmen mit der Studienqualitätskommission beschlossen
worden ist. Wird dem Antrag nicht stattgegeben, tritt die in
Nummer 3.4 geregelte Minderung ein.
3.7 Gemäß § 14 b Abs. 4 NHG berichtet jede Hochschule
dem MWK zum 31. März und zum 30. September jeden Jah-
res über die Verwendung der Studienqualitätsmittel in den
vorangegangenen Semestern oder Trimestern. Dabei sind —
getrennt für die jeweiligen Semester oder Trimester — folgende
Angaben erforderlich:
— Ausgaben für zusätzliches hauptberufliches unbefristetes

(Lehr)Personal,
— Ausgaben für zusätzliches hauptberufliches befristetes

(Lehr)Personal,
— Ausgaben für zusätzliches nebenberufliches Personal (ein-

schließlich studentische Hilfskräfte, Tutorinnen, Tutoren,
Lehrbeauftragte, Gastvortragende),

— Ausgaben für die Verlängerung der Öffnungszeiten von
Bibliotheken,

— Ausgaben für die Beschaffung von Lehr- und Lernmitteln,
— Ausgaben für die Beschaffung von allgemeiner Geräteaus-

stattung, 
— Ausgaben für die Verbesserung der DV-Infrastruktur,
— Ausgaben für Maßnahmen zur Verbesserung der lehrbezo-

genen Infrastruktur (im Einzelnen zu benennen und Nach-
weis der 40-Prozent-Quote),

— verplante Mittel für Maßnahmen zur Verbesserung der
lehrbezogenen Infrastruktur (im Einzelnen zu benennen
und Nachweis der 40-Prozent-Quote),

— Gegenfinanzierung für Maßnahmen zur Verbesserung der
lehrbezogenen Infrastruktur (im Einzelnen zu benennen
und Nachweis der 40-Prozent-Quote),

— Ausgaben für Maßnahmen zur Unterstützung der Stu-
dienentscheidung von Studieninteressierten (im Einzel-
nen zu benennen und Nachweis der 40-Prozent-Quote),

— Ausgaben für weitere Verwendungszwecke (im Einzelnen
zu benennen).

Das MWK stellt den Hochschulen das zu verwendende Da-
tenraster elektronisch zur Verfügung; es kann zu den einzel-
nen Ausgabepositionen weitere Begründungen bzw. begrün-
dende Unterlagen anfordern.

4. Ergänzende Regelungen zum Verfahren
4.1 Leistungen, auf die der Empfänger einen dem Grund
und der Höhe nach unmittelbar durch Rechtsvorschrift be-
gründeten Anspruch hat, stellen keine Zuwendung gemäß
§ 23 LHO dar (VV Nr. 1.2.2 zu § 23 LHO). Die Vorschriften
des § 44 LHO finden damit auf die Gewährung der Studien-
qualitätsmittel keine Anwendung.
4.2 Die Hochschulen sind verpflichtet, die erforderlichen
Daten (Nummer 2.2) und Berichte (Nummer 3.7) fristgerecht
vorzulegen. 

5. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2026 außer Kraft.

An
die Hochschulen in staatlicher Verantwortung gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 und 2 NHG, mit Ausnahme der Norddeutschen Hochschule für
Rechtspflege

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1949
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F. Kultusministerium

Erste Hilfe, Brandschutz und Evakuierung in Schulen

RdErl. d. MK v. 13. 12. 2021 — 22-40183/2 —

— VORIS 22410 —

Bezug: RdErl. v. 27. 6. 2016 (Nds. MBl. S. 765, SVBl. S. 437),
zuletzt geändert durch RdErl. v. 15. 1. 2019
(Nds. MBl. S. 338, SVBl. S. 107)
— VORIS 22410 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 12. 2021 wie
folgt geändert:
1. In Nummer 5.2 werden die Worte „die NLSchB“ durch die

Worte „das zuständige RLSB“ ersetzt.
2. In Nummer 7 Satz 1 wird das Datum „31. 12. 2021“ durch

das Datum „31. 12. 2023“ ersetzt. 

An
die öffentlichen Schulen in Niedersachsen
die Regionalen Landesämter für Schule und Bildung

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1951

G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung der Verbreitung von Lastenrädern

(Richtlinie Lastenräder Niedersachsen)

RdErl. d. MW v. 14. 12. 2021 — 40-30651/5011 —

— VORIS 93300 —

Bezug: RdErl. v. 5. 8. 2021 (Nds. MBl. S. 1510)

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 22. 9. 2021 wie folgt
geändert:
1. Nummer 4.3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Gewerbebetriebe und Un-
ternehmen“ durch die Worte „Verleih-Anbieter“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt:
„Für Privatpersonen ist dies nicht erforderlich.“

2. In Nummer 8 wird das Datum „31. 12. 2021“ durch das
Datum „31. 12. 2023“ ersetzt.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)
Städte, Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreise und Region Hannover

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1951
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1952

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Tierschutz;
Ausführungshinweise zu Abschnitt 3 

der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung 
„Anforderungen an das Halten von Legehennen“ 

sowie ergänzende Hinweise für Mobilställe 

RdErl. d. ML v. 22. 12. 2021 — 204-1-42500/20-1 — 

— VORIS 78530 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 6. 2015 (Nds. MBl. S. 840), geändert durch 
RdErl. v. 18. 11. 2020 (Nds. MBl. S. 1279)
— VORIS 78530 — 

b) RdErl. v. 3. 6. 2015 (Nds. MBl. S. 520), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 28. 10. 2021 (Nds. MBl. S. 1187)
— VORIS 78530 —

1. Die von der Arbeitsgruppe Tierschutz der Länderarbeits-
gemeinschaft Verbraucherschutz erarbeiteten „Ausführungs-
hinweise; Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung i. d. F. vom
30. November 2006 (BGBl. I S. 2759), zul. geändert durch Art. 3
Abs. 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2147), Ab-
schnitt 3, Anforderungen an das Halten von Legehennen“ mit
„ergänzenden Hinweisen für Mobilställe“ (Stand 2. 12. 2020) —
im Folgenden: Ausführungshinweise — (Anlage) —, (Anlage IV
zum Handbuch Tierschutzüberwachung in Nutztierhaltun-
gen (veröffentlicht unter https://www.openagrar.de/servlets/
MCRFileNodeServlet/openagrar_derivate_00027795/Handbuch-
Tierschutzueberwachung-in-Nutztierhaltungen-2019-12.pdf),
sind mit nachfolgenden Maßgaben anzuwenden: 

Die Anforderungen an die Mobilställe (ab Seite 20 der An-
lage) sind mit dem Zusatz „mobil“ bezeichnet.
1.1 Vorgehen bei Neu- und Umbauten

Nach Inkrafttreten dieses RdErl. eingehende Anträge auf Neu-
und Umbauten sind entsprechend den Ausführungshinweisen
zu beurteilen.
1.2 Bestandsschutz

Grundsätzlich gelten für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses RdErl. bereits genehmigte und für zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses RdErl. bereits in Benutzung genommene
genehmigte Anlagen die in der Genehmigung festgelegten Pa-
rameter (Bestandsschutz). Werden im Einzelfall jedoch bei
den in diesen Anlagen gehaltenen Tieren haltungsbedingte
Schmerzen, Leiden oder Schäden festgestellt, sind Anpassun-
gen anzuordnen. Dabei sind die Ausführungshinweise zu be-
rücksichtigen.
1.3 Lichtöffnungen (Nummer 8 der Anlage)

Lichtöffnungen in der Wand zwischen Kaltscharrraum und
Warmstall können auf die Lichtöffnungen des Stalles (3 %
der Stallgrundfläche des Warmstalles gemäß § 13 Abs. 3
TierSchNutztV) nur angerechnet werden, wenn ein Einfall
von Tageslicht in den Warmstall sichergestellt ist. Dieses kann
als erfüllt angesehen werden, wenn mindestens 70 % der Au-
ßenwand des Kaltscharrraums als Lichtöffnungsfläche gestal-
tet ist. Die Lichtöffnungsfläche des Kaltscharrraums kann mit
lichtdurchlässigen Materialien gegen Witterungseinflüsse ge-
schützt werden. Eine möglichst gleichmäßige Verteilung des
Lichts kann bauartbedingt insbesondere durch Lichteinfalls-
flächen im Dach erzielt werden.
1.4 Sitzstangen (Nummer 16 der Anlage)

Die klarstellende Auslegung der Formulierung zur Anord-
nung der Sitzstangen, nach der bei direkt übereinander/senk-

recht übereinander angebrachten Sitzstangen nur die obere
Sitzstange angerechnet werden kann (Nummer 6), wird für
Niedersachsen zunächst ausgesetzt. 

1.5 Nutzbare Stallgrundfläche (Nummer 18 der Anlage)

1.5.1 Der Kaltscharraum darf nur dann der nutzbaren Stall-
grundfläche zugerechnet werden, wenn er den Legehennen
jederzeit und uneingeschränkt (während der Hell- und der
Dunkelphase) zur Verfügung steht. Damit dürfen in diesem
Fall die Auslauföffnungen zwischen Warmstall und Kaltschar-
raum nicht — auch nicht zur Klimasicherung (vgl. Nummer 24
der Anlage) — geschlossen werden. Hinsichtlich der Klimage-
staltung wird auf Nummer 2.5 des Anhangs 1 des Bezugserlas-
ses zu b verwiesen.

1.5.2 Bei der Berechnung der maximal zu haltenden An-
zahl der Tiere darf die Besatzdichte von 18 Tieren je Quadrat-
meter nutzbarer Stallgrundfläche (vgl. § 13 a Abs. 2 Satz 4
TierSchNutztV) unter Berücksichtigung aller Mindestanfor-
derungen (Sitzstangen, Nest usw.) nicht überschritten wer-
den.

1.6 Aufzucht von Junghennen, Gewöhnung an die Haltungs-
einrichtung (Nummer 25 der Anlage)

Junghennen, die entsprechend der niedersächsischen „Emp-
fehlungen zur Verhinderung von Federpicken und Kannibalis-
mus bei Jung- und Legehennen“ (s. Nummer 1.5.1) aufgezogen
wurden, können als ausreichend an die Haltungseinrichtung
gewöhnt angesehen werden.

1.7 Das Verbot des Einsatzes stromführender Drähte (§ 13
Abs. 6 TierSchNutztV) ist zu beachten. Einzelnen Tieren ist es
aufgrund der Besatzdichten nicht möglich, in Ecken oder an
Seitenwänden angebrachten stromführenden Drähten auszu-
weichen (vgl. Begründung der lfd. Nummer 2 des Abschnittes A
des Beschlusses des Bundesrates vom 12. 6. 2009, BR-Drs.
399/09[B]).

1.8 Die Anzahl der eingestallten Junghennen darf die für die
jeweilige Stalleinheit genehmigte maximale Tierzahl nicht
überschreiten. Ein Überbesatz mit Hinweis auf die bis zum
Eintritt der Legereife erwarteten Tierverluste ist nicht zu tole-
rieren, da seitens des Tierhalters alle Vorkehrungen zu treffen
sind, um die Verluste möglichst gering zu halten.

2. Dieser RdErl. tritt 23. 12. 2021 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2027 außer Kraft. Der Bezugserlass zu a tritt mit
Ablauf des 22. 12. 2021 außer Kraft. 

An
die Landkreise und kreisfreien Städte, Region Hannover,
den Zweckverband Veterinäramt JadeWeser
Nachrichtlich: 
An 
das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit
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K. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Genehmigung zum Betrieb des dualen Systems 
„Interseroh+ GmbH“

gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 VerpackG 

Bek. d. MU v. 3. 12. 2021 — 36-62800/1/010/2/17 —

In der Anlage wird der verfügende Teil des Bescheides an die
Interseroh+ GmbH, Stollwerckstraße 9 a, 51449 Köln (nach-
stehend Antragstellerin genannt) vom 3. 12. 2021 über die Ge-
nehmigung zum Betrieb eines Systems gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1
VerpackG gemäß § 18 Abs. 1 Satz 3 VerpackG bekannt gege-
ben und ist vom Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntgabe an
wirksam. Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung
können für die Dauer eines Monats nach Bekanntgabe während
der Dienststunden im Dienstgebäude des 
Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz, Pförtnerloge, Archivstraße 2, 30169 Hannover,
montags bis freitags in der Zeit von 7.30 bis 15.30 Uhr
eingesehen werden.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1979

Anlage

Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Inverkehr-
bringen, die Rücknahme und die hochwertige Verwertung von
Verpackungen (VerpackG) vom 5. 7. 2017 (BGBl. I S. 2234),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 9. 2021 (BGBl. I S. 4363),
ergeht folgender sofort vollziehbarer Bescheid:
1. Die Antragstellerin erhält gemäß § 18 Abs. 1 VerpackG für
das Gebiet des Landes Niedersachsen die Genehmigung zum
Betrieb eines Systems im Sinne von § 3 Absatz 16 VerpackG.
Die Antragstellerin stellt mit dem von ihr eingerichteten Sys-
tem eine vom gemischten Siedlungsabfall getrennte und flächen-
deckende Sammlung aller restentleerter Verpackungen bei den
privaten Endverbrauchern oder in deren Nähe oder durch
eine Kombination beider Varianten in ausreichender Weise
und für den Endverbraucher unentgeltlich sicher.
2. Die Genehmigung ergeht mit folgenden Nebenbestim-

mungen:
2.1 Bis zum 31. 3. 2022 sind die noch fehlenden Abstim-

mungsvereinbarungen nebst allen Anlagen mit öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern (örE), die den Vorgaben
des § 22 VerpackG entsprechen, abzuschließen und der
Genehmigungsbehörde vorzulegen. 
Können für einzelne Vertragsgebiete keine entsprechen-
den Nachweise innerhalb der Frist vorgelegt werden,
hat die Antragstellerin ihr Bemühen um den Abschluss
der einzelnen Abstimmungsvereinbarungen bis zur Vor-
lage der Abstimmungsvereinbarungen übergangsweise
zu jedem Quartalsbeginn durch Vorlage aktueller Nach-
weise, die aus dem jeweils laufenden Jahr datieren, ge-
genüber der Genehmigungsbehörde nachzuweisen. Es
ist auch möglich, eine ausführliche und nachvollziehbare
Stellungnahme der Gemeinsamen Stelle zum Verhand-
lungsstand in den fehlenden Vertragsgebieten beizubrin-
gen.

2.2 Bis zum 31. 3. 2022 hat die Antragstellerin zum voll-
ständigen Nachweis der flächendeckenden Erfassung
von Verkaufsverpackungen für diejenigen Vertragsge-
biete, für die entweder noch keine oder lediglich zum
31. 12. 2021 endende Leistungsverträge vorgelegt wurden,
aktuelle rechtsverbindlich beidseitig unterzeichnete Ver-
träge mit Entsorgern über die regelmäßige Abholung aller
vom privaten Endverbraucher im Vertragsgebiet zur
Sammlung bereitgestellten Verpackungen vorzulegen,
die eine Vertragslaufzeit bis mindestens 31. 12. 2022
ausweisen. 
Die Leistungsverträge, die nach dem Zeitpunkt der Ge-
nehmigungserteilung rechtsverbindlich unterzeichnet
werden, sind mit rückwirkender Geltung zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens dieses Bescheides abzuschließen.
Können für einzelne Vertragsgebiete keine Verträge in-
nerhalb der Frist vorgelegt werden, hat die Antragstellerin

ihr Bemühen um den Abschluss der jeweiligen Erfas-
sungsverträge mittels Vertragsangeboten gegenüber den
Entsorgungsdienstleistern bis zur Vorlage der Leistungs-
verträge übergangsweise zu jedem Quartalsbeginn durch
Vorlage aktueller Nachweise, die aus dem jeweils laufen-
den Jahr datieren, gegenüber der Genehmigungsbehörde
nachzuweisen.
Für Gebiete, für die keine PPK-Erfassungsverträge mehr
geschlossen werden können, da die PPK-Erfassung über
eine Anlage zu einer Abstimmungsvereinbarung geregelt
wird oder werden soll, ist die jeweilige Anlage 7 über
PPK-Regelungen nebst zugehöriger Abstimmungsver-
einbarung vorzulegen, welche eine PPK-Erfassung im je-
weiligen Gebiet bis mindestens 31. 12. 2022 regelt und
sicherstellt. Können für einzelne Vertragsgebiete keine
Anlagen mit PPK-Regelungen und dazugehörige Ab-
stimmungsvereinbarungen innerhalb der Frist vorgelegt
werden, so ist bis zu deren Vorlage der Verhandlungs-
stand übergangsweise zu jedem Quartalsbeginn durch
Vorlage aktueller Nachweise, die aus dem jeweils lau-
fenden Jahr datieren, gegenüber der Genehmigungsbe-
hörde nachzuweisen.

2.3 Die Antragstellerin hat sich an der Gemeinsamen Stelle
gem. § 19 Abs. 1 VerpackG zu beteiligen. 

2.4 Werden Leistungs-, Sortier- oder Verwertungsverträge,
die die Antragstellerin mit Entsorgungs- und Verwertungs-
unternehmen abgeschlossen hat, oder die Finanzierungs-
vereinbarung mit der Zentralen Stelle Verpackungs-
register (ZSVR) oder der Beitritt zu der Gemeinsamen
Stelle durch einen Vertragspartner gekündigt oder sind
diese Verträge zeitlich befristet, so hat die Antragstelle-
rin dieses der Genehmigungsbehörde unverzüglich und
schriftlich mitzuteilen. Bis zum Ende der Befristung
bzw. der jeweils vertraglich festgelegten ordentlichen
Kündigungsfrist ist ein neuer Vertrag abzuschließen, der
die zur Erfüllung der Systemanforderungen erforderli-
chen Verpflichtungen vollumfänglich übernimmt. Sollte
eine der Abstimmungsvereinbarungen mit den örE ge-
kündigt werden oder auslaufen, so ist eine neue Abstim-
mungsvereinbarung zu schließen, die den Erfordernissen
des § 22 VerpackG entspricht. Zeichnet sich ab, dass es
bei der Verhandlung einer Abstimmungsvereinbarung
zu Verzögerungen kommt und eine neue Abstimmungs-
vereinbarung nicht lückenlos zur bisherigen geschlossen
werden kann, so ist die Genehmigungsbehörde unver-
züglich davon in Kenntnis zu setzen.

2.5 Soweit die Antragstellerin den Betrieb ihres Systems
(wenn auch nur vorübergehend) nur in einzelnen Bun-
desländern und nicht bundesweit flächendeckend auf-
nimmt, hat sie den Herstellern, die sich gem. § 7 Abs. 1
VerpackG am System der Antragstellerin beteiligen, mit-
zuteilen, auf welche Bundesländer sich ihr Systembetrieb
und insoweit die Lizenzierung erstreckt. Die Antragstel-
lerin hat die an ihrem System beteiligten Hersteller auch
darauf hinzuweisen, dass diese sich in den übrigen Bun-
desländern, die vom Systembetrieb der Antragstellerin
nicht erfasst sind, mit ihren Verpackungen bei anderen
Systemen zu beteiligen haben. 

2.6 Die Aufnahme des operativen Betriebes ist der Geneh-
migungsbehörde, der ZSVR, den örE in Niedersachsen
und den übrigen dualen Systemen spätestens zwei Wo-
chen vorher schriftlich mitzuteilen.

2.7 Die Genehmigungsinhaberin hat der Genehmigungsbe-
hörde unaufgefordert unverzüglich alle Informationen
zu übermitteln, die die Voraussetzungen der Genehmi-
gung berühren oder in Frage stellen können. Dies gilt
auch für Veränderungen mit gesellschaftlichem oder
wirtschaftlichem Bezug, die sich zum Beispiel auf die
Erfüllbarkeit der Bürgschaftserklärung oder der Heraus-
gabe einer beim Amtsgericht hinterlegten Sicherheit
auswirken können.

2.8 Die Genehmigungsinhaberin ist verpflichtet, der Geneh-
migungsbehörde und den von ihr beauftragten Dritten
alle von der Genehmigungsbehörde für notwendig er-
achteten Auskünfte zu erteilen, die zur Überwachung
der Einhaltung der sich aus dem VerpackG ergebenden
Anforderungen benötigt werden. Ebenso hat die Antrag-
stellerin zu gewährleisten, dass der Genehmigungsbe-
hörde und/oder der/den von dieser beauftragten Dritten
Zutritt zu den zur Umsetzung des VerpackG genutzten
Anlagen und die erforderliche Einsicht in sämtliche Un-
terlagen gewährt wird.
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2.9 Die Antragstellerin hat gemäß § 18 Abs. 4 VerpackG
eine angemessene, insolvenzfeste Sicherheit für den Fall
zu leisten, dass sie oder die von ihr beauftragten Dritten
Pflichten nach diesem Gesetz, aus der Abstimmungsver-
einbarung nach § 22 Abs. 1 VerpackG oder aus den Vor-
gaben nach § 22 Abs. 2 VerpackG nicht, nicht vollständig
oder nicht ordnungsgemäß erfüllen und den örE oder
den zuständigen Behörden dadurch zusätzliche Kosten
oder finanzielle Verluste entstehen. Die Sicherheitsleis-
tung ist zu erbringen in Form einer unwiderruflichen
und unbefristeten selbstschuldnerischen Bürgschaft auf
erstes Anfordern unter Verzicht auf die Einreden der
Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit und der Voraus-
klage (§§ 770, 771 BGB) einer Sparkasse, Großbank oder
Kreditversicherung, die eine Erlaubnis zum Betreiben
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanz-
dienstleistungen gem. § 32 des Gesetzes über das Kredit-
wesen (KWG) oder eine Zulassung bzw. Notifikation
gem. § 53 b KWG der Bundesanstalt für Finanzdienstlei-
stungen (BaFin) erhalten hat und insoweit deren Auf-
sicht unterliegt. 
Die Bürgschaft ist zu Gunsten des Landes Niedersachsen,
vertreten durch das Ministerium für Umwelt, Energie,
Bauen und Klimaschutz, als Gläubiger auszustellen und
ist bei diesem im Original zu hinterlegen. Alternativ kann
die Sicherheitsleistung auch durch Hinterlegung von
Geld gemäß § 3 Niedersächsisches Hinterlegungsgesetz
(NHintG) bei der Hinterlegungsstelle eines Amtsgerichts
erbracht werden. Sofern eine Hinterlegung beabsichtigt
ist, ist ein Annahmeantrag gem. § 9 NHintG beim zu-
ständigen Amtsgericht zu stellen und der vom Amtsge-
richt erstellte Hinterlegungsschein nachzuweisen. 
Wird die Sicherheitsleistung aufgrund einer Neuberech-
nung erhöht, ist eine neue Bürgschaftsurkunde vorzule-
gen. Vermindert sich aufgrund einer Neuberechnung
die Sicherheitsleistung, kann auf Verlangen der Antrag-
stellerin eine neue Bürgschaft vorgelegt werden. Der An-
tragstellerin steht es jedoch frei, es auch bei einer
Neuberechnung einer verminderten Sicherheitsleistung
bei der bisherigen höheren Sicherheitsleistung zu belas-
sen und keinen Austausch der Bürgschaftsurkunden zu
verlangen. Bei erforderlicher Vorlage einer neuen Bürg-
schaftsurkunde mit einer höheren Sicherheitsleistung
oder Verlangen nach Austausch der Bürgschaftsurkunde
wegen einer Verringerung der Sicherheitsleistung wird
die bisherige Bürgschaftsurkunde nach erfolgter Vorlage
bzw. Hinterlegung der neuen Bürgschaftsurkunde zu-
rückgegeben. Bei einer Hinterlegung von Geld bei der
Hinterlegungsstelle des Amtsgerichts ist die Hinterle-
gung um den Differenzbetrag zu erhöhen oder zu ver-
mindern. Über die Änderung des Hinterlegungsbetrages
ist mir ein Nachweis der Hinterlegungsstelle vorzule-
gen. Auch hier steht es der Antragstellerin frei, es bei
Neuberechnung einer verminderten Sicherheitsleistung
bei der Hinterlegung des höheren Geldbetrages zu belas-
sen.
Die Höhe der Sicherheitsleistung wird durch gesonderten
Bescheid festgesetzt. 
Die Genehmigungsbehörde wird die Sicherheitsleistung
regelmäßig — jedoch mindestens einmal jährlich —
überprüfen und kann diese bei Bedarf jederzeit an geän-
derte tatsächliche und/oder rechtliche Verhältnisse durch
gesonderten Bescheid anpassen.

2.10 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
von Nebenbestimmungen gemäß § 18 Abs. 2 VerpackG
bleibt vorbehalten, soweit dies zur Erfüllung der Vorga-
ben des VerpackG erforderlich ist.

2.11 Nach § 18 Abs. 3 Satz 1 VerpackG kann die für die Ge-
nehmigung zuständige Behörde die Genehmigung ganz
oder teilweise widerrufen, wenn sie feststellt, dass ein Sys-
tem seinen Pflichten nach § 14 Abs. 1, 2 und 3 VerpackG
nicht nachkommt, Rahmenvorgaben der örE nicht be-
achtet oder dass eine der in § 18 Abs. 1 Satz 2 VerpackG
genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt. Die
Genehmigung ist zu widerrufen, wenn der Betrieb des
Systems eingestellt wurde. Die für die Genehmigung zu-
ständige Behörde kann die Genehmigung auch nach § 1
Abs. 1 NVwVfG i. V. m. § 49 Abs. 2 VwVfG widerrufen,

wenn eine der in diesem Bescheid enthaltenen Neben-
bestimmungen nicht oder nicht innerhalb der dort ge-
nannten Frist erfüllt wird oder wenn die Antragstellerin
keine oder keine ausreichende Sicherheit beibringt.

3. Die sofortige Vollziehung dieses Bescheides wird angeordnet.
4. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.
5. Dieser Bescheid ist gemäß § 18 Abs. 1 Satz 3 VerpackG öf-
fentlich bekannt zu geben. Der verfügende Teil des Bescheides
wird im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt gemacht.
Der Bescheid kann mit Begründung für die Dauer eines Monats
nach Bekanntgabe im Dienstgebäude des Niedersächsischen
Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz,
Pförtnerloge, Archivstr. 2, 30169 Hannover während der Dienst-
stunden (montags bis freitags in der Zeit von 7.30 bis 15.30
Uhr) eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Entscheidung können die Beschwerten innerhalb

eines Monats nach Bekanntgabe Klage erheben. Gegen die so-
fortige Vollziehung dieses Bescheids kann ein Antrag auf Wie-
derherstellung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden.

Die Klage und der Antrag sind bei dem Verwaltungsgericht
zu erheben, in dessen Bezirk der Beschwerte seinen Wohnsitz
hat. Hat der Beschwerte im Gebiet des Landes Niedersachsen
keinen Wohnsitz oder diesen im Bezirk des Verwaltungsge-
richts Hannover, ist die Klage zu erheben beim 
Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstraße 15, 30175 Han-
nover. 

Im Übrigen ist Klage zu erheben beim
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100
Braunschweig,
Verwaltungsgericht Göttingen, Berliner Straße 5, 37073 Göt-
tingen,
Verwaltungsgericht Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16, 21337
Lüneburg,
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Olden-
burg,
Verwaltungsgericht Osnabrück, Hakenstraße 15, 49074 Osna-
brück oder
Verwaltungsgericht Stade, Am Sande 4 a, 21682 Stade.

Übertragung der Zuständigkeit für Biogasanlagen
gemäß ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz

Erl. d. MU v. 8. 12. 2021 — 33-40500.208.13/7 —

— VORIS 28500 —

Bezug: RdErl. v. 4. 3. 2010 (Nds. MBl. S. 438), zuletzt geändert durch
Erl. 28. 10. 2021 (Nds. MBl. S. 1739)
— VORIS 28500 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2022 wie folgt
geändert:
1. Es wird folgender Bezug eingefügt:

„Bezug: RdErl. v. 4. 10. 2021 (Nds. MBl. S. 1669)“.

2. In Nummer 1 werden die Worte „und Oldenburg“ gestrichen.
3. Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „wird dem Landkreis“ werden durch die Worte
„werden den Landkreisen“ ersetzt.

b) Nach dem Wort „Ammerland“ werden die Worte „und
Oldenburg“ eingefügt.

c) Die Worte „zu b“ werden gestrichen.

An den
Landkreis Oldenburg
Nachrichtlich:
An das
Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1980
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Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der Stiftung „manyFACES“

Bek. d. ArL Braunschweig v. 9. 12. 2021
— 2.11741/40-359 —

Mit Schreiben vom 9. 12. 2021 hat das ArL Braunschweig
als zuständige Stiftungsbehörde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 1. 12. 2021 und der diesem beigefügten
Stiftungssatzung die Stiftung „manyFACES“ mit Sitz in Braun-
schweig gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kunst und Kultur,
der Bildung, des Wohlfahrtswesens, der Hilfe für Menschen in
Not gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 AO sowie die Verfolgung
mildtätiger Zwecke nach näherer Maßgabe der Stiftungssat-
zung.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
manyFACES
p. A. Borek Immobilien
Breite Straße 27
38100 Braunschweig.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Anerkennung der „THE HELPING PEOPLE Stiftung“

Bek. d. ArL Braunschweig v. 9. 12. 2021
— 2.11741/40-360 —

Mit Schreiben vom 9. 12. 2021 hat das ArL Braunschweig
als zuständige Stiftungsbehörde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 30. 11. 2021 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „THE HELPING PEOPLE Stiftung“
mit Sitz in Braunschweig gemäß § 80 BGB als rechtsfähig an-
erkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des öffentlichen Ge-
sundheitswesens und der Rettung aus Lebensgefahr, der Ent-
wicklungszusammenarbeit, des Naturschutzes, der Bildung,
der Forschung und der internationalen Gesinnung und Tole-
ranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständi-
gungsgedankens nach näherer Maßgabe der Stiftungssatzung.

Die Anschrift der Stiftung lautet: 
THE HELPING PEOPLE Stiftung
Tulpenweg 12
38108 Braunschweig.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Amt für regionale Landesentwicklung Lüneburg

Anerkennung der „Brogsitter Familienstiftung“

 Bek. d. ArL Lüneburg v. 7. 12. 2021 
— LG.07-11741/563 —

Mit Schreiben vom 7. 12. 2021 hat das ArL Lüneburg als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 25. 11. 2021 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Brogsitter Familienstiftung“ mit Sitz
in Wurster Nordseeküste gemäß § 80 BGB als rechtsfähig an-
erkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des Stifters, der leibli-
chen und gesetzlichen Abkömmlinge des Stifters und des in
gültiger Ehe lebenden Ehepartners des Stifters.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Brogsitter Familienstiftung
Breslauer Straße 6
27639 Wurster Nordseeküste.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Anerkennung der „Sponagel Stiftung“

Bek. d. ArL Lüneburg v. 10. 12. 2021 
— ArL LG.07-11741/564 —

Mit Schreiben vom 10. 12. 2021 hat das ArL Lüneburg als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 7. 12. 2021 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Sponagel Stiftung“ mit Sitz in Salz-
hausen gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des Stifters, seiner
Ehefrau und seiner Abkömmlinge.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Sponagel Stiftung
c/o Dr. Sponagel Rechtsanwälte
Podbielskistraße 325—331
30659 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Anerkennung der „Bene-Factum-Stiftung“

Bek. d. ArL Lüneburg v. 13. 12. 2021 
— ArL LG.07-11741/565 —

Mit Schreiben vom 13. 12. 2021 hat das ArL Lüneburg als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 8. 12. 2021 und der diesem beigefügten
Stiftungssatzung die „Bene-Factum-Stiftung“ mit Sitz in Roten-
burg (Wümme) gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Jugendhilfe, die
Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung und die
Förderung internationaler Gesinnung und des Völkerverstän-
digungsgedankens.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Bene-Factum-Stiftung
c/o Herrn Dieter Heitmann
Dammweg 21
27356 Rotenburg (Wümme).

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Änderung des Stiftungszwecks der
„Konrad-Grote-Stiftung“

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 10. 12. 2021 
— 2.02-11741-09 (097) —

Mit Schreiben vom 10. 12. 2021 hat das ArL Weser-Ems als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG eine Änderung
des Stiftungszwecks der „Konrad-Grote-Stiftung“ mit Sitz in der
Stadt Bad Iburg gemäß § 7 Abs. 3 Satz 3 NStiftG genehmigt.

Zweck der Stiftung ist nunmehr das zuvor unter der Firma
Konrad Grote e. K. (HRA 204115, AG Osnabrück) geführte Ein-
zelunternehmen unter Ausgliederung in die GROTEX GmbH
(HRB 212792, AG Osnabrück) zur Aufnahme gegen Gewäh-
rung von Gesellschaftsanteilen fortzuführen und dabei die in-
ternationalen Beziehungen zu pflegen und zu fördern.

Die Stiftung hat zudem den Gründer, seine Abkömmlinge
und Angehörigen sowie in Not geratene Mitglieder des Unter-
nehmens und möglicher Beteiligungsgesellschaften zu unter-
stützen und alles zu tun, um alle tätigen Mitarbeiter und ihre
Familienangehörigen vor wirtschaftlichen Notsituationen zu
bewahren; ausgeschiedene Mitarbeiter und ihre Familienan-
gehörigen können ebenfalls unterstützt werden.



Nds. MBl. Nr. 51/2021

1982

Außer den Stiftungsbetrieben fördert die Stiftung den wissen-
schaftlichen und kulturellen Austausch zwischen den Nieder-
landen und Deutschland durch finanzielle Zuschüsse zu wissen-
schaftlichen Projekten und der Gestaltung von Ausstellungen
und Konzerten sowie dem Ankauf von Kunstgegenständen.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1981

Anerkennung der „Schneider Familienstiftung“

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 10. 12. 2021
— 2.02-11741-09 (105) —

Mit Schreiben vom 10. 12. 2021 hat das ArL Weser-Ems als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG unter Zugrun-
delegung des Stiftungsgeschäfts mit Satzung vom 4. 12. 2021
die „Schneider Familienstiftung“ mit Sitz in der Stadt Georgs-
marienhütte gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die ideelle und materielle Förderung,
Unterstützung und wirtschaftliche Absicherung der Stifterin,
der leiblichen Kinder der Stifterin, der leiblichen Abkömmlin-
ge der Kinder der Stifterin und des in gültiger Ehe lebenden
Ehepartners der Stifterin in allen Lebenslagen. Adoptivkinder
sind leiblichen Kindern gleichgestellt. Alle Mitglieder der Stif-
terfamilie sollen ermutigt werden, sich selbst eine wirtschaft-
liche, familiäre und ideelle Existenz aufzubauen.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Schneider Familienstiftung
Haardecken Kamp 46
49124 Georgsmarienhütte.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1982

Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Änderung der Genehmigung 
des Sonderlandeplatzes Barßel

Bek. d. NLStBV v. 14. 12. 2021 — 4240-30311-39 —

Bezug: Bek. v. 29. 7. 1997 (Nds. MBl. S. 1376) 

Die NLStBV hat die der Flugplatz Barßel GmbH am 11. 7. 1997
erteilte Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb des Son-
derlandeplatzes Barßel am 8. 12. 2021 geändert und neu ge-
fasst. Die Bezugsbekanntmachung wird wie folgt geändert:
1. Nach Nummer 6 wird die folgende neue Nummer 7 einge-

fügt: 
„7. Start- und Landefläche für Hängegleiter und Gleit-

schirme:
Die Schleppstrecke für den Windenstart einschließ-
lich der erweiterten Schleppstrecke mit einer Länge
von ca. 1 150 m befindet sich nördlich der markierten
Landebahn für Motorflug.“ 

2. Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden Nummern 8 und 9.
3. Die neue Nummer 8 wird wie folgt geändert: 

a) Am Ende von Buchstabe d wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

b) Es wird der folgende Buchstabe e ergänzt:
„e) Hängegleiter und Gleitsegel mit der Startart ,Winden-

start‘.“
— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1982
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Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung 

über das Verzeichnis der Gewässer zweiter Ordnung 
in Gebieten der Unterhaltungsverbände 

im Zuständigkeitsbereich des 
Niedersächsischen Landesbetriebes 

für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
— Betriebsstelle Süd —

Vom 8. 12. 2021

Aufgrund des § 39 NWG i. d. F. vom 19. 2. 2010 (Nds. GVBl.
S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes v. 10. 12.
2020 (Nds. GVBl. S. 477), i. V. m. § 1 Nr. 3 ZustVO-Wasser
vom 10. 3. 2011 (Nds. GVBl. S. 70), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 30. 4. 2021 (Nds. GVBl. S. 250), wird verordnet:

Artikel 1
Die Anlage zu § 1 der Verordnung über das Verzeichnis der

Gewässer zweiter Ordnung in Gebieten der Unterhaltungsver-
bände im Zuständigkeitsbereich des Niedersächsischen Lan-
desbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
— Betriebsstelle Süd — vom 31. 1. 1984 (Nds. MBl. S. 216),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. 3. 2020 (Nds.
MBl. S. 455), wird wie folgt geändert:

1. Nummer 38 — Unterhaltungsverband „Schunter“ — erhält folgende neue Fassung: 

Lfd. Nr. Bezeichnung des Gewässers Lage Anfangs- und Endpunkt des Gewässers in UTM32N-Koordinaten
(Landkreis,
kreisfreie Stadt)

von/vom
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

bis
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

1 2 3 4

„1 Beberbach, einschließlich 
der Parallelgerinne

Braunschweig, 
Gifhorn

Unterhalb Straßenbrücke 
Waggum nach Bevenrode
32607415; 
5800170

Schunter

32603434; 
5798488

2 Brunsolgraben Helmstedt Buschmühlengraben
32633510;
5791323

Mittelgraben
32631803;
5791066

3 Buschmühlengraben Helmstedt Ablauf Buschmühlenteich
32633540;
5793194

Brunsolgraben
32633510;
5791323

4 Feuergraben Wolfenbüttel,
Braunschweig

Wabe 
(südwestlich Niedersickte)
32611049; 
5785404

Neue Wabe 
(östlich Rautheim, Mühlentrift)
32609019; 
5789144

5 Laag Schunter Helmstedt unterhalb Straßenbrücke 
Warberg nach Frellstedt
32631188;
5783691

Schunter

32631500;
5786013

6 Lange Welle Helmstedt Mühlengraben
32634696;
5788875

Mittelgraben
32631803;
5791066

7 Lauinger Mühlenriede Helmstedt unterhalb Straßenabzweigung 
Scheppau nach Rieseberg
32621495;
5792926

Schunter

32623370;
5796448

8 Losebach Wolfenbüttel Einmündung Graben von Osten 
(nördliche Niewiese)
32613060;
5787610

Ohe

32613106;
5787329

9 Lutter
ohne „Niedernhoflutter"

Helmstedt Quelle
32623438;
5788833

Schunter
32625970;
5793369
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10 Mittelgraben Helmstedt Brunsolgraben, Lange Welle
32631803;
5791066

Schunter
32629502;
5790961

11 Mittelriede Braunschweig Wabe am Schöppenstedter 
Turm
32608592;
5790113

Stadtgrenze Braunschweig
(Stand vom 1. 1. 1974)
32608060; 
5791235

12 Ohe Wolfenbüttel Einmündung Losebach 
32613102;
5787330

Wabe (östlich L625)
32612483;
5786385

13 Reitlingsgraben, 
einschließlich der 
Parallelgerinne

Wolfenbüttel,
Braunschweig

Zusammenfluss Cremlinger 
Bach u. Bockshorngraben
32610359; 
5788939

Neue Wabe 

32608981; 
5789347

14 Rennauer Riede Helmstedt unterhalb Straßenbrücke
Hauptsraße in Rennau
32630253;
5795697

Uhrau

32630481;
5796188

15 Salzdahlumer Graben Wolfenbüttel unterhalb Straßenbrücke
Niedersickte nach Salzdahlum
32608954;
5784497

Wabe

32608982;
5787018

16 Sandbach, einschließlich 
der Parallelgerinne

Wolfenbüttel, 
Braunschweig

Unterhalb Straßenbrücke 
Ortsausgang Gardessen
32616544; 
5791505

Stadtgrenze Braunschweig
(Stand v. 1. 1. 1974) 
32608090; 
5795678

17 Scheppau Helmstedt unterhalb Straßenbrücke 
Scheppau nach Hordorf 
(L633, Zum Heeg)
32619272;
5794697

Schunter

32623110;
5798467

18 Schierpkebach Helmstedt unterhalb Bahnlinie 
Braunschweig nach Helmstedt
32629083;
5787311

Schunter

32630494;
5787642

19 Schunter, 

ohne Abschnitt im Gebiet 
der Stadt Braunschweig 
v. 1974,
einschließlich der Schunter 
an der Mühle Glentorf,
ohne Altarm der Schunter 
südlich Hattorf

Helmstedt,
Wolfsburg, 
Braunschweig, 
Gifhorn

Quelle, 1,8 km südwestlich Räbke
32626918;
5783524

32608169; 
5795706

32623073; 
5799039
32619095; 
5802164

Oker
32598045;
5800237

32603885; 
5796625

32622847; 
5799493
32618473; 
5802007

20 Teichgraben Helmstedt unterhalb 
BAB Hannover-Berlin
32616127;
5796680

Schunter

32612604;
5798359

21 Uhrau,

einschließlich des 
Parallelgerinnes bei Uhry 

Helmstedt unterhalb Straße 
Mariental nach Querenhorst
32635527;
5795221
32626381; 
5795555

Schunter

32624672;
5795563
32626202; 
5795633

22 Wabe Wolfenbüttel,
Braunschweig

Zuwegung Wasserwerk 
„Quelle 2“ (Reitlingstraße)
32617426; 
5785299

Stadtgrenze Braunschweig
(Stand v. 1. 1. 1974) 
32608391; 
5791077

Lfd. Nr. Bezeichnung des Gewässers Lage Anfangs- und Endpunkt des Gewässers in UTM32N-Koordinaten
(Landkreis,
kreisfreie Stadt)

von/vom
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

bis
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

1 2 3 4
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. 1. 2022 in Kraft.

Braunschweig, den 8. 12. 2021

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz

B u b l i t z

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1983

23 Weddeler Graben Braunschweig, 
Wolfenbüttel

Südlich Bahndamm u. 
östlich Straße Weddel nach 
Klein Schöppenstedt
32610708;
5792149

Stadtgrenze Braunschweig 
zur Gemeinde Cremlingen
(Stand v. 2011)
32610553;
5792145

24 Grenzgraben Niedersickte/
Apelnstedt

Wolfenbüttel Einmündung 
Rischkampgraben
32612535;
5784765

Wabe

32610436;
5784351

25 Fettlochgraben Nordwestliches 
BAB-Kreuz A2/
A39, Helmstedt

Westlicher Ablauf BAB-Regen-
rückhaltebecke Nord-West
32617339;
5796778

Teichgraben

32616083;
5797008

26 Neue Wabe
(südlich der BAB A39)

Wolfenbüttel,
Braunschweig

Wabe
(unterhalb Gemeindegrenze 
Wolfenbüttel/Sickte)
32609148; 
5786980

Wabe
(südlich BAB A39)

32608700; 
5789788

27 Ostlutter
(„Papierfabrikgraben“)

Helmstedt Lutter (Stobenberg)

32624202; 
5790169

Lutter 

32624618; 
5790976

28 Neue Mittelriede (nördlich 
Schöppenstedter Turm)

Braunschweig Mittelriede
(Abzweig nähe B1/Wabe)
32608587;  
5790113

Mittelriede
(Furt südöstlich Bahndamm)
32608247; 
5790873

29 Neue Schunter
(südlich Umfluter 
„Frickenmühle“)

Braunschweig,
Gifhorn

Schunter 
(westlich Thune)
32602404; 
5799807

Schunter 
(westlich Harxbüttel)
32600168; 
5799435“.

Lfd. Nr. Bezeichnung des Gewässers Lage Anfangs- und Endpunkt des Gewässers in UTM32N-Koordinaten
(Landkreis,
kreisfreie Stadt)

von/vom
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

bis
Rechtswert (East)
Hochwert (North)

1 2 3 4
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Bekanntgabe der Entscheidung über die Annahme gemäß 
§ 44 UVPG i. d. F. vom 18. 3. 2021 (BGBl. I S. 540), 

zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 10. 9. 2021 (BGBl. I S. 4147), und der Veröffentlichung

gemäß den §§ 82 und 83 WHG i. d. F. vom 31. 7. 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 18. 8. 2021 (BGBl. I S. 3901), 
der Maßnahmenprogramme für die 

Flussgebietseinheiten Elbe, Ems, Weser und Rhein und 
der Bewirtschaftungspläne für die Flussgebietseinheiten

Elbe und Weser sowie der Umweltberichte für 
die Flussgebietseinheiten Elbe, Ems, Weser und Rhein

gemäß § 35 UVPG

Bek. d. NLWKN v. 22. 12. 2021 — L34-62004-2.13-14 —

Hiermit werden nachstehende Maßnahmenprogramme und
Bewirtschaftungspläne gemäß §§ 82 und 83 WHG sowie die
Umweltberichte gemäß § 35 UVPG für die Flussgebietseinhei-
ten Elbe, Ems, Weser und Rhein bekannt gemacht:

Flussgebietseinheit Elbe
— Bewirtschaftungsplan nach § 83 WHG bzw. Artikel 13 der

Richtlinie 2000/60/EG für den deutschen Teil der Flussge-
bietseinheit Elbe für den Zeitraum von 2022 bis 2027,

— Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG bzw. Artikel 11
der Richtlinie 2000/60/EG für den deutschen Teil der
Flussgebietseinheit Elbe für den Zeitraum 2022 bis 2027,

— Umweltbericht gemäß § 35 UVPG zum Maßnahmenpro-
gramm nach § 82 WHG bzw. Artikel 11 der Richtlinie
2000/60/EG für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit
Elbe für den Zeitraum von 2022 bis 2027,

— Zusammenfassende Umwelterklärung — Strategische Um-
weltprüfung zur Aktualisierung des Maßnahmenprogramms
nach § 82 WHG bzw. Artikel 11 der Richtlinie 2000/60/EG
für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit Elbe für
den Zeitraum von 2022—2027.

Flussgebietseinheit Ems
— Maßnahmenprogramm nach Artikel 11 der EG-WRRL bzw.

§ 82 WHG für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit
Ems Bewirtschaftungszeitraum 2021—2027,  

— Umweltbericht zum Maßnahmenprogramm gemäß WRRL
für den Zeitraum 2021 bis 2027 für den deutschen Teil der
Flussgebietseinheit Ems gemäß § 82 WHG,

— Zusammenfassende Umwelterklärung nach § 44 UVPG zum
Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG bzw. Artikel 11
EG-WRRL für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit
Ems für den Bewirtschaftungszeitraum 2021 bis 2027.

Flussgebietseinheit Weser 
— Bewirtschaftungsplan 2021 bis 2027 für die Flussgebiets-

einheit Weser gemäß § 83 WHG,
— Detaillierter Bewirtschaftungsplan 2021 bis 2027 für die

Flussgebietseinheit Weser bzgl. der Salzbelastung gemäß
§ 83 Abs. 3 WHG in Ergänzung zum Bewirtschaftungsplan
2021 bis 2027 für die Flussgebietseinheit Weser gemäß
§ 83 WHG,

— Maßnahmenprogramm 2021 bis 2027 für die Flussgebiets-
einheit Weser gemäß § 82 WHG,

— Detailliertes Maßnahmenprogramm 2021 bis 2027 für die
Flussgebietseinheit Weser bzgl. der Salzbelastung gemäß
§ 82 WHG in Ergänzung zum Maßnahmenprogramm 2021
bis 2027 für die Flussgebietseinheit Weser gemäß § 82
WHG,

— Umweltbericht im Rahmen der strategischen Umweltprü-
fung zum Maßnahmenprogramm 2021 bis 2027 für die
Flussgebietseinheit Weser gemäß § 82 WHG,

— Umweltbericht im Rahmen der strategischen Umweltprü-
fung zum detaillierten Maßnahmenprogramm 2021 bis 2027
für die Flussgebietseinheit Weser bzgl. der Salzbelastung
gemäß § 82 WHG in Ergänzung zum Maßnahmenpro-
gramm 2021 bis 2027 für die Flussgebietseinheit Weser ge-
mäß § 82 WHG,

— Zusammenfassende Umwelterklärung im Rahmen der stra-
tegischen Umweltprüfung zum Maßnahmenprogramm 2021
bis 2027 und zum detaillierten Maßnahmenprogramm
2021 bis 2027 bezüglich der Salzbelastung für die Flussge-
bietseinheit Weser gemäß § 82 WHG.

Flussgebietseinheit Rhein
— Überblicksbericht der Flussgebietsgemeinschaft Rhein zur

Bewirtschaftungsplanung nach Wasserrahmenrichtlinie für
den 3. Bewirtschaftungszeitraum,

— Maßnahmenprogramm nach § 117 des niedersächsischen
Wassergesetzes bzw. Artikel 11 EG-WRRL für den nieder-
sächsischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein Bewirtschaf-
tungszeitraum 2021 bis 2027,

— Umweltbericht gemäß § 35 UVPG zum Maßnahmenpro-
gramm nach § 117 des niedersächsischen Wassergesetzes
bzw. Artikel 11 EG-WRRL für den niedersächsischen Teil
der Flussgebietseinheit Rhein. Bewirtschaftungszeitraum
2021 bis 2027, 

— Zusammenfassende Umwelterklärung“ nach § 44 UVPG
zum Maßnahmenprogramm nach § 117 des niedersächsi-
schen Wassergesetzes bzw. Artikel 11 EG-WRRL für den
niedersächsischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein. Be-
wirtschaftungszeitraum 2021 bis 2027.

Die Dokumente sind auf den nachfolgenden Internetseiten
der Flussgebietsgemeinschaften veröffentlicht:

Flussgebietsgemeinschaft (FGG)
— FGG Elbe: www.fgg-elbe.de 
— FGG Ems: www.ems-eems.de
— FGG Weser: www.fgg-weser.de 
— FGG Rhein: www.fgg-rhein.de und www.iksr.org.

Auf den Internetseiten des NLWKN sind Verlinkungen zu den
Internetseiten der FGG zu finden.

Zudem können die Dokumente bei der Direktion des NLWKN
und den nachfolgend genannten NLWKN-Betriebsstellen ein-
gesehen werden. Aufgrund aktueller Beschränkungen im
Zuge der COVID-19-Pandemie beim Zutritt zu den Dienstge-
bäuden des NLWKN ist eine vorherige telefonische Termin-
absprache unter den nachfolgend angegebenen Telefonnum-
mern der jeweiligen Standorte zwingend erforderlich.

Flusseinzugsgebiet Elbe 
NLWKN — Direktion: 
Am Sportplatz 23, 26506 Norden, Tel. 04931 947-0,
NLWKN — Betriebsstelle Lüneburg:
Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg, Tel. 04131 2209-100,
NLWKN — Betriebsstelle Stade: 
Harsefelder Straße 2, 21680 Stade, Tel. 04141 601-0,
NLWKN — Betriebsstelle Süd, 
Standort Braunschweig: 
Rudolf-Steiner-Straße 5, 38120 Braunschweig, 
Tel. 0531 88691-100,
Standort Göttingen: 
Alva-Myrdal-Weg 2, 37085 Göttingen, Tel. 0551 5070-02,
NLWKN — Betriebsstelle Verden: 
Bürgermeister-Münchmeyer-Straße 6, 27283 Verden, 
Tel. 04231 882-0.
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Flusseinzugsgebiet der Ems 
NLWKN — Direktion: 
Am Sportplatz 23, 26506 Norden, Tel. 04931 947-0,
NLWKN — Betriebsstelle Aurich:
Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Tel. 04941 176-0,
NLWKN — Betriebsstelle Brake-Oldenburg, 
Standort Brake: 
Heinestraße 1, 26919 Brake, Tel. 04401 926-0,
Standort Oldenburg: 
Im Dreieck 12, 26127 Oldenburg (Oldenburg), 
Tel. 0441 95069-133,
NLWKN — Betriebsstelle Cloppenburg: 
Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg, Tel. 04471 886-0,
NLWKN — Betriebsstelle Meppen: 
Haselünner Straße 78, 49716 Meppen, Tel. 05931 406-0.

Flusseinzugsgebiet der Weser
NLWKN — Direktion: 
Am Sportplatz 23, 26506 Norden, Tel. 04931 947-0,
NLWKN — Betriebsstelle Aurich: 
Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Tel. 04941 176-0,
NLWKN — Betriebsstelle Brake-Oldenburg, 
Standort Brake: 
Heinestraße 1, 26919 Brake, Tel. 04401 926-0,
Standort Oldenburg: 
Im Dreieck 12, 26127 Oldenburg (Oldenburg), 
Tel. 0441 95069-133,
NLWKN — Betriebsstelle Cloppenburg: 
Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg, Tel. 04471 886-0,
NLWKN — Betriebsstelle Hannover-Hildesheim, 
Standort Hannover: 
Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, Tel. 0511 3034-02,

Standort Hildesheim: 
An der Scharlake 39, 31135 Hildesheim, Tel. 05121 509-0,
NLWKN — Betriebsstelle Lüneburg: 
Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg, 
Tel. 04131 2209-100,
NLWKN — Betriebsstelle Stade: 
Harsefelder Straße 2, 21680 Stade, Tel. 04141 601-0,
NLWKN — Betriebsstelle Sulingen: 
Am Bahnhof 1, 27232 Sulingen, Tel. 04271 9329-0,
NLWKN — Betriebsstelle Süd, 
Standort Braunschweig: 
Rudolf-Steiner-Straße 5, 38120 Braunschweig, 
Tel. 0531 88691-100,
Standort Göttingen: 
Alva-Myrdal-Weg 2, 37085 Göttingen, Tel. 0551 5070-02,
NLWKN — Betriebsstelle Verden: 
Bürgermeister-Münchmeyer-Straße 6, 27283 Verden, 
Tel. 04231 882-0.

Flusseinzugsgebiet des Rheins
NLWKN — Direktion: 
Am Sportplatz 23, 26506 Norden, Tel. 04931 947-0,
NLWKN — Betriebsstelle Meppen: 
Haselünner Straße 78, 49716 Meppen, Tel. 05931 406-0.

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Entscheidung über die Annahme des Maßnahmen-
programms kann eine Vereinigung nach Maßgabe des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes innerhalb eines Jahres nach der Bekannt-
machung des Maßnahmenprogramms einen Rechtsbehelf
beim Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, einlegen.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1986
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Bekanntgabe der Entscheidung über die Annahme gemäß 
§ 44 UVPG i. d. F. vom 18. 3. 2021 (BGBl. I S. 540), 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 

10. 9. 2021 (BGBl. I S. 4147), und der Veröffentlichung 
gemäß § 117 Abs. 1 Satz 1 und § 118 Satz 1 des NWG 

i. d. F. vom 19. 2. 2010 (Nds. GVBl. S. 64), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 

10. 12. 2020 (Nds. GVBl. S. 477), von:
Niedersächsischer Beitrag zu den 

Maßnahmenprogrammen 2021 bis 2027 der 
Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein und 

Niedersächsischer Beitrag zu den Bewirtschaftungsplänen
2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein

Bek. d. NLWKN v. 22. 12. 2021 — L34.62004-2.13-14 —

Hiermit wird der niedersächsische Beitrag zu den Bewirtschaf-
tungsplänen gemäß § 118 NWG und der niedersächsische Bei-
trag zu den Maßnahmenprogrammen gemäß § 117 Abs. 1 Satz 1
NWG für die Flussgebietseinheiten Elbe, Weser, Ems und Rhein
bekannt gemacht:
— Niedersächsischer Beitrag zu den Bewirtschaftungsplänen

2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein
nach § 118 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw.
nach Art. 13 der EG-Wasserrahmenrichtlinie,

— Niedersächsischer Beitrag zu den Maßnahmenprogram-
men 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und
Rhein nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes
bzw. nach Art. 11 der EG-Wasserrahmenrichtlinie.

Die niedersächsischen Dokumente sind im Internetangebot
des NLWKN unter http://www.nlwkn.niedersachsen.de veröf-
fentlicht.

Zudem können die Dokumente bei der Direktion des NLWKN
und den nachfolgend genannten NLWKN-Betriebsstellen ein-
gesehen werden. Aufgrund aktueller Beschränkungen im
Zuge der COVID-19-Pandemie beim Zutritt zu den Dienstge-
bäuden des NLWKN ist eine vorherige telefonische Termin-
absprache unter den nachfolgend angegebenen Telefonnum-
mern der jeweiligen Standorte zwingend erforderlich. 
NLWKN — Direktion: 
Am Sportplatz 23, 26506 Norden, Tel. 04931 947-0,
NLWKN — Betriebsstelle Aurich: 
Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Tel. 04941 176-0,
NLWKN — Betriebsstelle Brake-Oldenburg, 
Standort Brake: 
Heinestraße 1, 26919 Brake, Tel. 04401 926-0,

Standort Oldenburg: 
Im Dreieck 12, 26127 Oldenburg (Oldenburg), 
Tel. 0441 95069-133,
NLWKN — Betriebsstelle Cloppenburg: 
Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg, Tel. 04471 886-0,
NLWKN — Betriebsstelle Hannover-Hildesheim, 
Standort Hannover: 
Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, Tel. 0511 3034-02,
Standort Hildesheim: 
An der Scharlake 39, 31135 Hildesheim, Tel. 05121 509-0,
NLWKN — Betriebsstelle Lüneburg: 
Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg, 
Tel. 04131 2209-100,
NLWKN — Betriebsstelle Meppen:
Haselünner Straße 78, 49716 Meppen, Tel. 05931 406-0,
NLWKN — Betriebsstelle Stade: 
Harsefelder Straße 2, 21680 Stade, Tel. 04141 601-0,
NLWKN — Betriebsstelle Sulingen: 
Am Bahnhof 1, 27232 Sulingen, Tel. 04271 9329-0,
NLWKN — Betriebsstelle Süd, 
Standort Braunschweig: 
Rudolf-Steiner-Straße 5, 38120 Braunschweig, 
Tel. 0531 88691-100,
Standort Göttingen: 
Alva-Myrdal-Weg 2, 37085 Göttingen, Tel. 0551 5070-02,
NLWKN — Betriebsstelle Verden: 
Bürgermeister-Münchmeyer-Straße 6, 27283 Verden, 
Tel. 04231 882-0.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1988
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Stellenausschreibungen

Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz ist im Referat 101 „Agrarpolitik, Beratungs-
förderung, Internationales, Digitalisierung in der Landwirtschaft“,
zum nächstmöglichen Zeitpunkt der Dienstposten/Arbeitsplatz

einer Sachbearbeitung (w/m/d)

zu besetzen.
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist der nach BesGr. A 13 bewertet. Zur-

zeit steht nur eine Stelle der BesGr. A 12 zur Verfügung. Ein Anspruch
auf Beförderung besteht nicht. Die Eingruppierung erfolgt abhängig
von der jeweiligen fachlichen Qualifikation bis in EntgeltGr. 12 TV-L.

Aufgabenbeschreibung:
Der Aufgabenbereich umfasst im Wesentlichen die Sachbearbeitung
in folgenden Aufgabengebieten:
— Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI) in der Landwirt-

schaft,
— Landwirtschaft 4.0,
— Koordinierung des Sondervermögens Digitalisierung, einschließ-

lich Erarbeitung und Umsetzung einer strategischen Gesamtkon-
zeption, Koordination und Erfassung sowie Vorbereitung von Pro-
jektentscheidungen,

— fachliche, verwaltungs-, verfahrenstechnische und haushaltsmäßi-
ge Konzeption und Umsetzung der an die LWK übertragenen Maß-
nahmen des Masterplans,

— Bewirtschaftung der dem Referat zugewiesenen Haushaltsmittel
zur Umsetzung des Niedersächsischen Weges im Bereich Biodiver-
sitätsberatung.

Eine Veränderung des Zuschnitts des Dienstpostens/Arbeitsplatzes
bleibt vorbehalten.

Anforderungsprofil:
Voraussetzung für die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeitsplat-
zes ist die Befähigung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
der Laufbahn „Allgemeine Dienste“ durch den Abschluss als „Diplom-
Verwaltungswirtin/Diplom-Verwaltungswirt (FH)“, „Diplom-Verwaltungs-
betriebswirtin/Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FH)“ oder durch ei-
nen vergleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studienganges der öf-
fentlichen Verwaltung. Die Qualifikation kann auch durch die erfolg-
reiche Teilnahme an der Verwaltungsprüfung II (ehemals Angestell-
tenprüfung II) erworben worden sein.

Weitere Voraussetzungen:
Gesucht wird eine verantwortungsbewusste, engagierte Persönlichkeit
mit Team- und Kommunikationsfähigkeit sowie Kooperationsbereit-
schaft und Eigeninitiative.

Darüber hinaus werden folgende persönliche Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet:
— Organisations- und Verhandlungsgeschick, 
— Einfühlungs- und Durchsetzungsvermögen, 
— Fähigkeit zur eigenständigen Gesprächs- und Verhandlungsfüh-

rung.
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-

präsentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Frauen besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11
NGG bevorzugt berücksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe der
einschlägigen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen kontinuierlich zu
erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten sind aus-
drücklich erwünscht.

Das ML ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als familien-
freundlicher Arbeitgeber, u. a. durch flexible und mobile Arbeitszeit-
modelle (Telearbeit/mobile Arbeit) zertifiziert.

Konnten wir Ihr Interesse wecken? Dann bewerben Sie sich!
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, die uns spätestens am 16. 1. 2022

erreichen sollte. Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung unbedingt das
Aktenzeichen 402-03041-2092/2021 an.

Auf dem schnellsten Wege bewerben Sie sich über unser Online-
Bewerbungsmodul im Karriereportal Niedersachsen.

Alternativ können Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post an
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger Straße 2, 30169 Hannover
schicken. 

Bewerberinnen und Bewerber aus dem öffentlichen Dienst übersen-
den bitte zusätzlich die Einverständniserklärung zur Einsichtnahme in
ihre Personalakte einschließlich Kontaktdaten ihrer Personalstelle.

Für Fragen zum Arbeitsgebiet stehen Ihnen Herr Dr. Wilhelm (0511
120-2021) und für Fragen zum Ausschreibungsverfahren Herr Zilsdorf
(0511 120-2016) zur Verfügung.

Eingangsbestätigungen/Zwischennachrichten werden nicht versandt.
Sofern die Rücksendung der Unterlagen gewünscht wird, ist den Be-
werbungsunterlagen ein frankierter Rückumschlag beizulegen. An-
dernfalls werden die Bewerbungsunterlagen zwei Wochen nach Ab-
schluss des Ausschreibungsverfahrens vernichtet.

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung
Ihrer Bewerbung erklären Sie sich damit einverstanden, dass Ihre
Daten zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvor-
schriften elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. Weitere In-
formationen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer
Datenschutzerklärung unter https://www.ml.niedersachsen.de/down-
load/135511.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1989

Die Stadt Springe sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt

eine Leiterin oder einen Leiter für den Fachdienst Tiefbau (w/m/d)
(EntgeltGr. 13 TVöD plus Zulage, Vollzeit, unbefristet).

Nähere Informationen zu den Tätigkeiten, Anforderungen und Ein-
satzbereichen finden Sie auf unserer Homepage www.springe.de/jobs.
Bitte nutzen Sie für Ihre Bewerbung das Online-Bewerbungsmodul.
Die Bewerbungsfrist endet am 30. 1. 2022.

— Nds. MBl. Nr. 51/2021 S. 1989
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